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Kurzfassung – Abstract

Das straßenrechtliche Nutzungsregime im
Umbruch – Aktuelle Fragen des Planungsrechts

Manssen diskutiert das Generalthema des For-
schungsseminars, ob sich „das straßenrechtliche
nutzungsregime“ tatsächlich im Umbruch befindet
und diagnostiziert eine Gewichtsverschiebung vom
straßenrecht hin zum straßenverkehrsrecht. Das
klassische straßenrecht habe immer weniger zur
Weiterentwicklung des straßenwesens beizutragen.
In diesem Zusammenhang behandelt er auch neue
Verkehrskonzepte wie 'simply City' und 'shared
space'.

sIeGels Beitrag über Grundrechtsgebrauch auf öf-
fentlichen straßen verdeutlicht anhand aktueller
Beispiele die praktische Bedeutung des straßen-
rechts bei der Verwirklichung von Grundrechten.
nach seiner einschätzung verfügt das straßenrecht
insoweit nach wie vor ein adäquates steuerungspo-
tenzial. etwaige lücken könnten durch das stra-
ßenverkehrsrecht, vor allem aber durch eine ergän-
zende Heranziehung des Polizeirechts geschlossen
werden.

Der Beitrag von enDerle über „Grenzüberschrei-
tende Infrastrukturen – Planungs- und naturschutz-
rechtliche Besonderheiten“ bezieht sein anschau-
ungsmaterial von dem Projekt der Fehmarnbelt-
Querung. als typische abstimmungsprobleme bei
der Planung und Genehmigung grenzüberschreiten-
der Projekte behandelt sie namentlich die Frage der
linienbestimmung sowie grenzüberschreitende Ver-
träglichkeitsprüfungen für FFH- und Vogelschutzge-
biete.

Der abschließende Beitrag von DUrner „Das
netzausbaubeschleunigungsgesetz 2011“ stellt dar,
dass die in diesem Gesetz geschaffene neue „Fach-
planung“ des Bundes teils elemente des raumord-
nungsverfahrens, teilweise jedoch auch solche der
straßenrechtlichen linienbestimmung und der
standortbezogenen raumordnungsziele aufweist.
letztlich folgt die Bundesfachplanung im Hinblick
auf die Bindungswirkung im Wesentlichen dem Mo-
dell des § 4 rOG. Das Modell des naBeG mag für
den netzausbau sachgerecht sein, erscheint jedoch
im sonstigen Infrastrukturbereich unrealistisch.

The road law use regime in upheaval – current
aspects of planning legislation

Manssen discusses the general theme of the
research seminar and asks whether “the road law
use regime“ really is in “upheaval“ and diagnoses a
shift from road law to road traffic law. The classic
road law has played an ever decreasing role on the
further development of the roads sector. In
connection with this, he mentions new traffic
concepts such as 'simply City' and 'shared space'.

siegel’s talk on the use of constitutional rights on
public roads using current examples, makes the
practical relevance of road legislation clear when it
comes to implementing constitutional rights. He
estimates that road legislation still has an adequate
steering potential. any gaps could be closed by the
road traffic legislation, but especially in the form of
an additional citation of police legislation.

The talk by enderle on the subject “Cross-border
infrastructures – peculiarities of planning and nature
conservation law“ takes its illustrative material from
the Fehmarn belt crossing project. Coordination
problems that are typical at the planning and
approval stages of cross-border projects were the
aspects of the route determination and the cross-
border impact assessments for ffh and bird
conservation areas.

The final talk by Durner “The German Grid
expansion acceleration act 2011 (naGeB)“
describes how the new federal “technical planning“
that is created in the act includes not only elements
of the regional planning procedure, but also
elements from the route determination pursuant to
road law and the site-related regional planning
objectives. last but not least, the Federal technical
planning is mainly carried out in accordance with the
model pursuant to section 4 of the German
regional Planning act (rOG). It is possible that the
naBeG model is appropriate for the grid expansion,
but it appears to be unrealistic within the remaining
infrastructural area.
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Vorwort
Die Beiträge dieses Bandes dokumentieren die
Vorträge des Forschungsseminars des arbeitskrei-
ses „straßenrecht“, das am 17. und 18. september
2012 an der Universität Bonn stattfand.1 Dieses 58.
reguläre Forschungsseminars des arbeitskreises
widmete sich nach längerer Beschäftigung mit ganz
anderen Themenkreisen einmal wieder der stra-
ßenrechtlichen nutzungsordnung. Zunächst disku-
tierte der regensburger Hochschullehrer Gerrit
Manssen in seinem einführungsvortrag „Das stra-
ßenrechtliche nutzungsregime im Umbruch“ und in
anknüpfung an einen früheren Beitrag2, ob und
wieweit die überkommenen Grundparameter des
öffentlichen straßenrechts – also der Vorbehalt des
straßenrechts, der Vorrang des Verkehrsrechts
oder die Figur des Mehrzweckinstituts – heute noch
Geltung beanspruchen und Orientierung liefern. auf
dieser Grundlage widmete sich der speyrer Hoch-
schullehrer Thorsten siegel dann konkreten Fragen
des „Grundrechtsgebrauchs auf öffentlichen stra-
ßen“ und lieferte in manchen Punkten auch Gegen-
thesen zu den Positionen von Manssen.

Den zweiten Themenblock des Forschungssemi-
nars bildeten „aktuelle Fragen des Planungs-
rechts“. Die Frankfurter rechtsanwältin Bettina en-
derle behandelte in ihrem Vortrag „Grenzüber-
schreitende Infrastrukturen“ insbesondere rechts-
fragen, die im Verfahren der Fehmarnbelt-Querung
aufgeworfen wurden, einem Verkehrsprojekt, das
sowohl deutschem als auch dänischem Zulas-
sungsrecht unterliegt und bei dem sich damit Ver-
gleiche beider rechtsordnungen geradezu auf-
drängen. Im vierten und letzten Vortrag schließlich,
der diesen zweiten Themenblock abschloss, be-
handelte Durner das in vieler Hinsicht umwälzende
netzausbaubeschleunigungsgesetz 2011 und dis-
kutierte die Frage, wieweit dieses Gesetz, das Män-
gel des bestehenden straßenrechts beheben will,
für das weitere Fachplanungsrecht Modellfunktion
haben könnte.

Danksagung
auch in diesem Jahr dankt der Herausgeber allen
referenten und autoren, die ihre Vorträge auf eh-
renamtlicher Grundlage erstellt und überzeugend
vorgetragen haben. Dank schuldet der arbeitskreis
zudem der Bundesanstalt für straßenwesen und in-
soweit stellvertretend Frau Petra Bierl für die Veröf-
fentlichung dieses Tagungsbands sowie den Mitar-
beitern des lehrstuhls für Öffentliches recht, allen
voran Frau Brigitte Flögel sowie Herrn Thomas
recht, für ihre engagierte Hilfe bei der Organisation
des Forschungsseminars und der Bearbeitung der
Manuskripte.

Bonn, im März 2013

Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner ll.M.
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1 Vgl. bereits den Bericht von B. sTÜer/C. D. HerManns:
Das straßenrechtliche nutzungsregime im Umbruch, DVBl.
1/2013, 25 ff.

2 G. Manssen: Vom Vorrang zur Vorherrschaft des straßen-
verkehrsrechts, DÖV 2001, 151 ff.
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Prof. Dr. Gerrit Manssen, Universität regensburg

Das straßenrechtliche Nutzungs-
regime im Umbruch

I Bestandsaufnahme

Dem straßenrechtlichen nutzungsrecht ist in einer
Untersuchung des Verfassers von 20011 als
rechtsgebiet ein doch eher vernichtendes Zeugnis
ausgestellt worden. Die Grundthese des Beitrages
bestand darin, dass die meisten nutzungsprobleme
im Hinblick auf öffentliche straßen über das stra-
ßenverkehrsrecht gelöst werden. Dieses erweise
sich als flexibel und entwicklungsoffen, der Verord-
nungsgeber der straßenverkehrsordnung reagiere
aktiv und zügig auf neue Herausforderungen im
Hinblick auf die nutzung von öffentlichen straßen.
Hingegen sei der Zustand des im eigentlichen
sinne straßenrechtlichen nutzungsrechts, also die
Bestimmungen, die die Fragen von Gemeinge-
brauch, sondernutzung und anliegergebrauch re-
geln, fast als komatös zu bezeichnen. es gäbe
kaum gesetzgeberische aktivitäten, was man mit
viel Wohlwollen noch im positiven sinne als aus-
druck von stabilität verstehen könnte. aber auch in
der rechtspraktischen Umsetzung sei mehr und
mehr stillstand zu vermelden. nicht nur als norm-
geber habe sich die straßenverkehrsordnung mitt-
lerweile zur Magna Charta des Verkehrsrechts ent-
wickelt, handelnde akteure seien auch überwie-
gend die straßenverkehrs-, nicht die straßenbau-
behörden. Das straßenrecht, jedenfalls wenn man
sich die rolle des Bundes- und der landesgesetz-
geber ansieht, scheint also zur Weiterentwicklung
des straßenwesens wenig beizutragen. Fragen der
Gestaltung des öffentlichen straßenraums, die
nicht Gegenstand des straßenverkehrsrechts sind,
werden überwiegend in Verwaltungsvorschriften
geregelt, insbesondere solchen der Forschungsge-
sellschaft für straßenwesen (FGsV). Irgendein Mit-
wirkungsanspruch der formellen straßengesetzge-
ber sei nicht mehr erkennbar.

auch die bis heute weiter bestehenden Gründe für
diese entwicklung seien kurz genannt: Zunächst ist
die Bundesebene gegenüber den ländern ohnehin
die aktive. Das Handlungsinstrument des Verkehrs-
zeichens ist vollzugsschneller und -sicherer als das
straßenrechtliche statusrecht von Widmung, ein-
ziehung und Teileinziehung.2 Die zur abgrenzung
der beiden rechtsregime straßenrecht und stra-

ßenverkehrsrecht entwickelten Formeln des Vorbe-
halts des straßenrechts3 und des Vorrangs des
straßenverkehrsrechts4 laufen zudem letztlich auf
einen Freibrief des straßenverkehrsrechts hinaus
(vom Verfasser als „Vorherrschaft“ des straßenver-
kehrsrechts bezeichnet5). am angeblichen Vorbe-
halt des straßenrechts ist ausweislich der recht-
sprechung kaum einmal eine Maßnahme geschei-
tert, vom bekannten Hochzeitsfotographen, der
rechtlich schlecht beraten den falschen antrag stell-
te (antrag auf straßenverkehrsrechtliche ausnah-
megenehmigung statt auf erteilung einer straßen-
rechtlichen sondernutzungserlaubnis) einmal ab-
gesehen.6 schließlich hat das Bundesverwaltungs-
gericht dem straßenrechtlichen sondernutzungs-
recht 1989 mit seiner entscheidung zu § 29 abs. 2
stVO quasi einen Gnadenschuss erteilt.7 auch für
stationäre Vorgänge wie das aufstellen von Imbiss-
buden auf öffentlichem straßengrund sei eine stra-
ßenverkehrsrechtliche erlaubnis erforderlich,8 was
nach vielen straßengesetzen dazu führt, dass eine
sondernutzungserlaubnis nicht mehr nötig ist
(siehe etwa art. 21 BaystrWG). Die rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts ist durchaus
anfechtbar, es gibt viele gute Gründe warum sie
nicht überzeugt.9 Die gesetzgeberische anordnung
des Verzichts auf eine gesonderte sondernut-
zungserlaubnis hingegen ist durchaus richtig. Dem
Gefährdungspotenzial von Imbissbuden für die si-
cherheit des Verkehrs kann durchaus mit einer Ge-
nehmigung angemessen entsprochen werden, man
benötigt nicht zwei, die sich in ihren Prüfkriterien
weitgehend entsprechen. auch können auflagen,
Bedingungen und sondernutzungsgebühren aufer-

1 G. Manssen: Vom Vorrang zur Vorherrschaft des straßen-
verkehrsrechts, DÖV 2001, 151 ff.

2 siehe dazu U. sTeIner: rechtliche aspekte einer städte-
baulich orientierten Verkehrsplanung in den Gemeinden. In:
Bundesminister für Verkehr (Hrsg.), Forschung straßenbau
und straßenverkehrstechnik, Heft 297, 1980, s. 19.

3 BVerfG, nJW 1976, 559 (559); BVerfGe 67, 299 (314); BGH,
nJW 2002, 1280 (1282); BVerwGe 62, 376 (378 f.); 
r. COssOn: Zum Verhältnis von straßenrecht und stra-
ßenverkehrsrecht, DÖV 1983, 532 (532); Manssen (o.
Fußn. 1), 152.

4 BVerwGe 34, 320 (321); BGH, nJW 2002, 1280 (1282);
COssOn, (o. Fußn. 3), 532; Manssen (o. Fußn. 1), 153 f.

5 Manssen (o. Fußn. 1), 151.
6 BVerwGe 62, 376 ff.
7 BVerwG, BayVBl. 1989, 663 f.
8 BVerwG, BayVBl. 1989, 663 f.
9 Manssen (o. Fußn. 1), 157.



legt werden (siehe art. 21 s. 3 BaystrWG). Prak-
tisch ist deshalb diese lösung nicht zu beanstan-
den. es besteht auch kein Grund, die landesrecht -
lichen subsidiaritätsklauseln zugunsten des stra-
ßenverkehrsrechts in irgendeiner Weise restriktiv
zu interpretieren, etwa dergestalt, dass sie nur für
eigentliche Verkehrsvorgänge gelten. Die entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichts war im Übri-
gen auch ein Todesbote für die früher so beliebte
bayerische Wahlfachgruppe zum Besonderen Ver-
waltungsrecht.10 Ohne den Verweis auf das stra-
ßenverkehrsrecht konnte man kaum mehr Fälle
stellen und lösen, straßenverkehrsrecht war aber
nicht Prüfungsstoff, also konnte man eigentlich
auch kein straßenrecht mehr prüfen.

Probleme der straßenbaulast im Hinblick auf die
Gestaltung von öffentlichen straßen können zudem
kaum Gegenstand von rechtsprechung werden.
Die auffassung, die straßenbaulast sei eine rein öf-
fentlich-rechtliche Verpflichtung ohne subjektiv-
rechtlichen Gehalt,11 schiebt jeglichen Klagen auf
erfüllung dieser Verpflichtung durch die straßen-
nutzer einen riegel vor. Fragen der richtigen stra-

ßengestaltung werden höchstens indirekt Gegen-
stand von Gerichtsentscheidungen, nämlich im
rahmen von amtshaftungsklagen im Zusammen-
hang mit Verkehrssicherungspflichtverletzungen.
Die rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu
Verkehrssicherungspflichtverletzungen beschäftigt
sich überwiegend mit für die sicherheit eigentlich
nicht relevanten Fragestellungen.12 Vom III. senat
unseres obersten Zivilgerichts sind kaum Impulse
für eine sichere straßengestaltung ausgegangen.13

letztlich handelt es sich um eine konturlose und
sich in nebensächlichkeiten verwickelnde Kasuis -
tik. nichts zum Thema Beseitigung von Unfall-
schwerpunkten, nichts zur sicheren seitenraumge-
staltung („Baumunfälle“14), nichts zur richtigen Prio-
rität bei der einsetzung knapper öffentlicher Mittel,
stattdessen Judikate zu Poller und schwellen, die
schöne deutsche sportwagen beschädigt haben.15

angesichts von 4.000 Verkehrstoten im Jahr, von
denen viele bei besserer straßen- und straßensei-
tenraumgestaltung am leben bleiben könnten,16

eine glatte Themenverfehlung. Verwundern kann
das nicht, die Kriterien des zivilrechtlichen Haf-
tungsrechts passen für das öffentlich-rechtliche
Problem der ordnungsgemäßen erfüllung der stra-
ßenbaulast nicht.17

II Neuere Entwicklungen

1 Besondere Fortbewegungsmittel

Was gibt es also neues im straßenrechtlichen nut-
zungsregime, das für die folgenden ausführungen
großzügig als Oberbegriff für die regelungen des
straßen- und des straßenverkehrsrechts ein-
schließlich der Frage der straßengestaltung ver-
standen werden soll? Zunächst einmal wurde und
wird viel über neuartige oder auch nur neumodi-
sche Fortbewegungsmittel diskutiert.18

Die wenigsten Probleme machen wohl die sog.
Bierbikes.19 Mehrere Personen sitzen auf einem
als Theke nachempfundenen Gefährt, das sie mit
Pedalen antreiben. Das steuer betätigt eine ande-
re Person. Diejenigen, die entlang der Theke sit-
zen, sind meistens alkoholisiert und laut und fahren
in diesem Zustand über öffentliche straßen, um
möglichst wenigen Personen die eigene Bierselig-
keit vorzuenthalten. Ob es sich um einen Verkehrs-
vorgang handelt oder nicht, kann nach Kriterien be-
urteilt werden, die seit Jahrzehnten in der recht-
sprechung hin und her diskutiert werden. seit lan-
gem gibt es das Problem, wie reine Werbefahrten

10

10 siehe § 5 abs. 3 nr. 6 JaPO 1993.
11 siehe BGH, nJW 1967, 1325 f.
12 siehe G. Manssen: schutzpflicht des staates und ver-

kehrssichere straßengestaltung, in: Manssen (Hrsg.), Ver-
kehrssicherheit und amtshaftung, 2003, s. 53 ff.

13 auch dazu Manssen (o. Fußn. 12), s. 65 ff.
14 Vgl. dazu Manssen: Der schutz von leben und körperli-

cher Unversehrtheit im straßenverkehr im Hinblick auf
Baumunfälle, nZV 2001, 149 ff.; ders., Der schutz vor Baum-
unfällen als Gegenstand des Verfassungs- und amtshaf-
tungsrechts, in: eid, ellInGHaUs/FUnCK/KOCH/Mans-
sen/MeeWes/neUMann/PeTers (Hrsg.), schutz von
Mensch und Baum, 2005, s. 55 ff.

15 siehe BGH, nZV 1991, 385 f.
16 auch dazu Manssen, (o. Fußn. 14), 149; ders., Der schutz

vor Baumunfällen als aufgabe der staatlichen straßen-
(Bau-)Verwaltung, 2000, s. 5 f.

17 siehe hierzu vor allem r. BarTlsPerGer, Verkehrssiche-
rungspflicht und öffentliche sache, 1970, s. 99 ff.

18 s. BrOCKMann: segways und Pedelecs – Umweltfreund-
lich, aber gefährlich? In: Deutscher Verkehrsgerichtstag
(Hrsg.), 50. Deutscher Verkehrsgerichtstag, 2012, s. 205 ff.;
s. neUBerGer, Pedelecs – neue Chancen für den rad-
verkehr, in: Deutscher Verkehrsgerichtstag (Hrsg.), 50. Deut-
scher Verkehrsgerichtstag, 2012, s. 213 ff.; C. lUnD, Das
Bierbike – nachwuchs bei den sondernutzungsfällen? DVBl.
2011, 339 ff.

19 siehe dazu lUnD (o. Fußn. 18), 339 ff.; B. HUPPerTZ, 
Pedelec, segway, Bierbike: lust oder last?, nZV 2012, 
23 ff.; a. reBler, Moderne Zeiten: neue Fahrzeugformen
und die schwierigkeit ihrer rechtlichen Behandlung, sVr
2012, 15 ff.



im öffentlichen straßenraum, also die Fortbewe-
gung nicht zu dem Zweck, von a nach B zu gelan-
gen, sondern alleine deshalb, um aufmerksamkeit
von anderen Verkehrsteilnehmern zu erlangen, zu
behandeln sind.20 Während bei Fahrten mit „nor-
malen“ Kraftfahrzeugen eine einordnung als son-
dernutzung möglicherweise an Beweisproblemen
scheitern kann, ist die einordnung von Bierbikes ei-
gentlich eindeutig. es handelt sich nicht um Ver-
kehrsvorgänge, daher wäre eine sondernutzungs-
erlaubnis nach straßenrecht erforderlich.21 Wollte
man großzügig das Vorliegen eines Verkehrsvor-
gangs bejahen, ist wegen des Verhaltens der Teil-
nehmer eine erlaubnis nach § 29 abs. 2 s. 1 stVO
nötig. auch dies zeigt wieder den straßenverkehrs-
rechtlichen Imperialismus gegenüber dem straßen-
recht. Das straßenrecht hat sich einer Bewertung
von verkehrsrechtlichen Vorgängen zu enthalten,
das straßenverkehrsrecht einer regelung von
nichtverkehrlichen Vorgängen nicht.

Mittlerweile ein verkehrsrechtliches Massenphäno-
men sind Inlineskater. Der Verordnungsgeber des
straßenverkehrsrechts hat auch hierzu regelun-
gen getroffen. Inlineskater sind straßenverkehrs-
rechtlich Fußgänger (§ 24 abs. 1 stVO, sog. be-
sondere Fortbewegungsmittel), ebenso die Benut-
zer von skateboards oder rollschuhen. Gerade für
Inlineskater ist diese verkehrsrechtliche einord-
nung zwar begrifflich nachvollziehbar, aber wahr-
scheinlich wenig sachgerecht. Wer zwängt seine
Füße in Inlineskates, um sich dann zu bewegen wie
ein Fußgänger? Der Geschwindigkeitsrekord für 
Inline-skater liegt mittlerweile bei 291,8 km/h.22

auch ein nur durchschnittlich trainierter skater
schafft Geschwindigkeiten von ca. 20 km/h ohne
Probleme. Wer etwas auf sich hält, überholt die
radfahrer. auf Fußgängerwegen kann man sie
deshalb nur dann dulden, wenn man sie zur schritt-
geschwindigkeit verpflichtet, was weder praktisch
funktioniert noch hinreichend kontrollierbar ist. Im-
merhin gibt es nach § 31 abs. 2 stVO mittlerweile
die Möglichkeit, das skaten oder auch das roll-
schuhfahren als sportliche Betätigung auf der Fahr-
bahn, den seitenstreifen oder auf radwegen durch
ein Zusatzzeichen zuzulassen. Das Zusatzzeichen
kann auch alleine angeordnet werden (§ 31 abs. 2
s. 2 stVO), also ein Zusatzzeichen, das zu nichts
ein Zusatz ist.

Das Unfallgeschehen zwischen skateboardern und
anderen Verkehrsteilnehmern scheint insgesamt
überschaubar zu sein. Daher besteht wohl kein
grundsätzlicher reformbedarf an der geschilderten

regelung. Über eines sollte man sich allerdings im
Klaren sein: Um eine echte regulierung handelt es
sich nicht. Die Bestimmungen sind ein wenig alibi-
haft. Die skateboarder fahren dort, wo sich gut fah-
ren lässt, also auf asphaltierten und wenig mit
Kraftfahrzeugen befahrenen straßen, jedenfalls
wenn sie diese Tätigkeit sportlich ausüben wollen.
Ob die straße mit dem entsprechenden Zusatz-
schild freigegeben ist, ist für die meisten eine
scheinbar nachrangige Frage. letztlich verteilen
die Bestimmungen der straßenverkehrsordnungen
daher Haftungsrisiken.23 sie lenken nicht wirklich
das Verkehrsgeschehen. Vielleicht ist auch die Vor-
stellung viel zu Deutsch und den modernen ent-
wicklungen nicht angemessen, jeden Verkehrsvor-
gang irgendwie regulieren zu wollen. Hierauf soll im
Weiteren noch zurückzukommen sein.

ein neueres Phänomen auf den straßen sind sog.
segways, also zweispurige Kraftfahrzeuge mit pa -
rallel angeordneten rädern mit integrierter elektro-
nischer Balance-, antriebs-, lenk- und Verzöge-
rungstechnik (siehe § 1 abs. 1 nr. 1 Mobilitäts -
hilfenverordnung – MobHV). Man trifft auf angebo-
te zum Mieten von solchen Gerätschaften etwa in
touristischen Gegenden. auch die kommunalen
Ordnungsbehörden der stadt regensburg werden
neuerdings damit ausgestattet.24 sie haben sich
gleichwohl in Deutschland bisher nicht flächendek-
kend durchgesetzt. Das straßenverkehrsrecht hat
allerdings reagiert. Die Verordnung über die Teil-
nahme elektronischer Mobilitätshilfen am Verkehr
regelt in § 7, welche Verkehrsflächen von segways
benutzt werden dürfen. Vereinfacht gesagt: sie
werden auf die Verkehrsflächen verwiesen, die
sonst radfahrern zur Verfügung stehen. Dies er-
scheint insgesamt sachgerecht.

eher zu einem Massenphänomen dürften sich sog.
Pedelecs entwickeln, also Fahrräder, deren Fahrer
beim Treten von einem elektromotor unterstützt
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20 Vgl. BayOblG, nJW 1966, 846.
21 BVerwG, Beschl. v. 28.08.2012, az. 3 B 8/12; OVG nrW,

nVwZ-rr 2012, 422 ff.
22 siehe http://www.shortnews.de/id/404761/neuer-Geschwin

digkeitsrekord-beim-extrem-Inline-skaten (zuletzt abgerufen
am 29.10.2012).

23 siehe aus der rechtsprechung zu Unfällen mit skatern:
BGH, nJW 2002, 1955 ff.; OlG Düsseldorf, nZV 2012, 
129 f.; KG Berlin, VerkMitt 2007, nr. 79.

24 siehe http://www.wochenblatt.de/nachrichten/regensburg/
regionales/OB-Hans-schaidinger-als-Testfahrer;art1172,
121332 (zuletzt abgerufen am 29.10.2012).



werden. sie gibt es in ganz verschiedenen ausfüh-
rungen, nur mit anfahrhilfen, mit Tretunterstützung
bis 20 oder sogar 45 km/h. Im Hinblick auf die nut-
zung von öffentlichen straßen lassen sich Pedelecs
entweder als Fahrräder oder als Kleinkrafträder ein-
ordnen, je nachdem, welche motorunterstützte Ge-
schwindigkeit sie erreichen können.25 Zweifellos
gibt es einzelfragen, die gelöst werden müssen,
etwa die Helmpflicht. Insgesamt erweist sich aller-
dings das bisherige system des straßenverkehrs-
rechts, das im Grundsatz auf einer differenzierten
Zuweisung von Verkehrsflächen für Fußgänger,
radfahrer und Kraftfahrzeuge beruht, als auch für
neuartige Fortbewegungsmittel geeignet und auf-
nahmefähig.

2 Simply City und Shared Space

Die einführung von Fußgängerzonen und verkehrs-
beruhigten Bereichen ist seit Jahrzehnten ein wis-
senschaftlich begleitetes Thema. Grundsätzlich
neues war lange Zeit nicht zu vermelden. Mittler-
weile scheint die Diskussion aber wieder an Fahrt
zu gewinnen. Der 50. VGT 2012 diskutierte über
den „Verkehrsraum der Zukunft“ unter den aspek-
ten „simply City“ und „shared space“.26 Für den ju-
ristischen Betrachter ist es zunächst nicht ganz ein-
fach festzustellen, was sich hinter diesen Begriffen
eigentlich verbirgt. Meist werden damit verkehrs-
wissenschaftliche Konzepte angesprochen, für die
bestimmte Forschungs- und Beratungsinstitute die
Urheberschaft beanspruchen. Teilweise geht es
aber auch nur um ganz allgemeine und schon seit
langem bekannte Fragestellungen, etwa danach,
wie die aufenthaltsqualität im öffentlichen straßen-
raum verbessert werden und Fußgängern der Vor-
rang eingeräumt werden kann, also ein Ziel, wel-
ches mit der sog. Verkehrsberuhigung in Innen-
städten seit mindestens dreißig Jahren auf der
agenda steht. Was gibt es also an der aktuellen 
Behandlung von simply City- und shared space-
Konzepten neues oder Berichtenswertes?

Zunächst kann es niemanden verwundern, dass in
diesem rahmen zunächst der abbau des sog.
schilderwaldes als vorrangiges Ziel genannt wird.27

es ist quasi eine art Pawlow´scher reflex in der
deutschen Verkehrspolitik. Bei nahezu jeder re-
formdiskussion wird vorgebracht es gäbe aber zu
viele Verkehrsschilder. Viele innerorts aufgestellte
schilder seien entbehrlich, manche meinen 20 %,
andere 40 %, jedenfalls innerorts. eine zu große
anzahl von Verkehrsschildern könne mehr verwir-

ren als helfen.28 Man frage nur den aDaC, und
schon könnte man den schilderwald entscheidend
abholzen. Dazu folgende kritische Bemerkungen:
Die erwähnten sonderregelungen für skater zei-
gen, dass die Verkehrspolitik gerne das eine sagt
und das andere tut. sobald es neue Problemstel-
lungen gibt, gibt es neue Verkehrszeichen. Die
schon erwähnte Mobilitätshilfenverordnung reagiert
auf das neuartige Fortbewegungsmittel des seg-
ways. Der deutsche straßenverkehrsrechtler ist of-
fensichtlich in tiefem Maße unglücklich, wenn er
keine regelung für ein Phänomen hat, das auf der
straße stattfindet, und dann benötigt er oft ein Ver-
kehrszeichen. Im Übrigen verdeckt die Diskussion
um angeblich zu viele schilder das eigentliche Pro-
blem. eine effektive erhöhung der Verkehrssicher-
heit kann in vielen Fällen nur durch eine bauliche
lösung erreicht werden, für die oft das entschei-
dende fehlt, nämlich das Geld.29 Die kostengünsti-
ge alternative besteht im aufstellen von Verkehrs-
zeichen. Wenn die straße dem nutzer nicht erklärt,
wie er sich zu verhalten hat, macht es der billige
Jakob, nämlich die straßenverkehrsbehörde. Dann
hat man die juristische Verantwortung für einen
eventuellen Unfall auch gleich elegant auf den Ver-
kehrsteilnehmer abgewälzt. Denn die logik der
stVO ist ja Folgende: Halten sich alle an die re-
geln, kann es keine Unfälle geben. an diesem
Grundschema wird sich auch nie etwas ändern.
Genug Geld für den straßenbau, um sicherheitsre-
levante Probleme baulich zu lösen, wird man nie
haben. Und man wird deshalb auch immer die Ten-
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25 neUBerGer (o. Fußn. 18), s.217 ff.
26 B. DOsCH: shared space aus sicht der nutzer, in: Deut-

scher Verkehrsgerichtstag (Hrsg.), 50. Deutscher Verkehrs-
gerichtstag, 2012, s. 229 ff.; W. DUrner: Von shared
space bis simply City – Mehr sicherheit durch weniger schil-
der, in: Deutscher Verkehrsgerichtstag (Hrsg.), 50. Deut-
scher Verkehrsgerichtstag, 2012, s. 239 ff.; r. Jansen: Von
shared space bis simply City, in: Deutscher Verkehrsge-
richtstag (Hrsg.), 50. Deutscher Verkehrsgerichtstag, 2012,
s. 253 ff., r. MaIer: Das shared space-Prinzip: aspekte
der Verkehrsplanung und des straßenentwurfs, in: Deut-
scher Verkehrsgerichtstag (Hrsg.), 50. Deutscher Verkehrs-
gerichtstag, 2012, s. 265 ff.

27 siehe vor allem DOsCH (o. Fußn. 26), s. 229 f.
28 so etwa DOsCH (o. Fußn. 26), s. 229.
29 V. MeeWes: Der einfluss der ingenieurmäßigen straßenge-

staltung auf anzahl und schwere der straßenverkehrsunfäl-
le, in: Manssen (Hrsg.), Verkehrssicherheit und amtshaf-
tung, 2003, s. 79 (84 ff.); r. MaIer: Häufungen von stra-
ßenverkehrsunfällen: erkennen, Bewertungen, Maßnahmen,
in: Manssen (Hrsg.), Verkehrssicherheit und amtshaftung,
2003, s. 105 (110 ff.).



13

denz verfolgen, die Verantwortung für Unfälle mit
Verkehrsschildern auf die nutzer abzuschieben.

Die nächste steigerungsstufe zum altbekannten
Wunsch nach dem abbau von Verkehrszeichen
sind sog. simply-City-Konzepte. Der Grundgedan-
ke soll darin bestehen, eine „einfachere Mobilität“
zu erreichen.30 es gehe um den abbau von „Über-
komplexität“, eine rückführung auf das „mensch -
liche Maß“.31 Ganz im Trend liegt es, dass die Bür-
ger in die Planung miteinbezogen werden sollen.
Diese Ziele sind allerdings altbekannt. Vor allem
der städtische Verkehrsraum muss nicht nur auto-
gerecht sein. Darum hat man ja Fußgängerzonen
und verkehrsberuhigte Bereiche eingeführt. Der
Verkehrsraum muss auch die Interessen von ande-
ren Verkehrsteilnehmern und im Zeichen des de-
mographischen Wandels die Belange älterer Men-
schen berücksichtigen. Die Beteiligung der Öffent-
lichkeit ist eigentlich eine zwingende Vorausset-
zung für die rechtmäßigkeit der notwendigen ab-
wägungsprozesse, dies weiß man spätestens seit
der Veröffentlichung der Dissertation von stefan
HÜGel32 anfang der 1990er Jahre. Wie man in-
nerstädtische Bereiche mit hohem Querungsbedarf
dann am besten gestalten sollte, ist ein verkehrs-
planerisches, kein im schwerpunkt rechtliches 
Problem. Um aus den Beratungen des 50. VGT zu
zitieren: Das deutsche straßenrecht und insbeson-
dere das Institut der Widmung sei ohne weiteres in
der lage, ein Modell wie „simply City“ rechtsdog-
matisch aufzunehmen.33 Dies ist selbstverständlich
richtig, aber eben vor allem selbstverständlich. Die
Widmung sagt nichts zu der Frage ob und wo 
Blumenkübel oder Bänke aufgestellt werden und ob
es einen niveauunterschied zwischen Bürgersteig
und Fahrbahn geben soll oder nicht. Die Widmung
nimmt also auf, regelt aber nichts und die Beschäf-
tigung mit diesem als zentral angesehenen Institut
des straßenrechts bietet auch kaum erkenntnis -
gewinn.

Fast schon ein revolutionäres Flair versprüht das
Konzept von shared space in anderer Hinsicht.

Ganz radikal wird damit teilweise die Vorstellung
des Verzichts auf jegliche regulierung verbunden,
die durch Interaktion zwischen den Verkehrsteil-
nehmern ersetzt werden soll.34 Zur Beruhigung
lässt sich aber sofort feststellen: einen völlig rechts-
freien raum gibt es in Deutschland nicht, einen
stVO-freien raum gibt es nicht auf öffentlichen
straßen.35 Die stVO gilt überall dort, wo öffent -
licher Verkehr stattfindet. Darauf könnte man sich
allerdings zurückziehen. abbau aller schilder und
es gelten die Grundregeln der stVO. Orientierung
für die einrichtung von solchen neuartigen Begeg-
nungszonen erhalten die Kommunen wie so oft
über Veröffentlichungen der FGsV. Immerhin gibt
es ein Merkblatt „Hinweise zu straßenräumen mit
besonderem Überquerungsbedarf“.36 ansonsten
müssen die Kommunen nach dem Try-and-error-
Prinzip verfahren, wenn sie solche Konzepte verfol-
gen wollen.

Dann werden allerdings infrastrukturelle Grenzen
des Verfassungsrechts in die Überlegungen einge-
bracht. Das Verfassungsrecht fungiert mal wieder
als Bedenkenträger. Kann man wirklich die Ver-
kehrsteilnehmer sich selbst überlassen oder ver-
langt die schutzpflicht des staates nicht doch nach
einem Mindestmaß an regulierung? Ist die Vorstel-
lung einer verkehrszeichenfreien innerörtlichen Be-
gegnungszone nicht in verfassungswidriger Weise
anarchisch? reicht eine „auffangordnung“, die nur
aus den allgemeinen Verhaltensregelungen der
stVO besteht? Dies lässt sich nicht verfassungs-
rechtlich, sondern nur empirisch beantworten. Vie-
les, was unsicher aussieht, ist unter sicherheits-
aspekten gar nicht zu beanstanden. Fahren die
Kraftfahrzeuge langsam, weil sie wegen baulicher
Vorrichtungen nicht schnell fahren können, sind
auch die schwächeren Verkehrsteilnehmer nicht
gefährdet. Verkehrsteilnehmer, die sich sehen, ge-
fährden sich in der regel nicht. radfahrer, die ein-
bahnstraßen in die eigentlich falsche, ausnahms-
weise aber für sie zugelassene richtung fahren,
haben ein deutlich geringeres Unfallrisiko als rad-
fahrer, die die einbahnstraße in die richtige rich-
tung befahren. Der Grund ist einfach: Der radfah-
rer, der frontal auf ein Kraftfahrzeug zukommt, wird
besser gesehen und beachtet als ein radfahrer,
der am rande der Fahrbahn in die richtige rich-
tung fährt und gegebenenfalls überholt werden soll.
Insbesondere anordnungen durch Verkehrszeichen
bieten oft nicht den gewünschten sicherheitsge-
winn, auch nicht lichtzeichenanlagen, Fußgänger-
überwege oder Tempo-30-Zonen. solche anord-

30 DOsCH, (o. Fußn. 26), s. 230.
31 Jansen, (o. Fußn. 26), s. 258.
32 s. HÜGel, Dritte als Betroffene verkehrsberuhigender Maß-

nahmen, 1991.
33 siehe DUrner (o. Fußn. 26), s. 251.
34 Vgl. MaIer (o. Fußn. 26), s. 266.
35 Vgl. auch DUrner (o. Fußn. 26), s. 250.
36 Vgl. MaIer (o. Fußn. 26), s. 266.



nungen stehen und fallen in ihrer Wirksamkeit mit
der Durchsetzung und damit mit der Kontrolle.
nichts ist tödlicher für schulkinder, als wenn man
durch Zebrastreifen oder Geschwindigkeitsbegren-
zungen sicherheit vorgaukelt, die niemand garan-
tiert. Wo Verhaltensregelungen nicht durchgesetzt
werden können, sollte man auf sie verzichten.

Was können also straßenrecht und straßenver-
kehrsrecht beitragen zum Thema simply City und
shared space? Die Grundidee ist ja durchaus fas-
zinierend. Man weist nicht jeden Quadratzentimeter
des öffentlichen straßenraums bestimmten Ver-
kehrsteilnehmern zu, sondern man setzt mehr auf
Partnerschaft, auf Verständigung, auf den Verzicht
auf regulierung durch Verkehrszeichen. Was sind
die Voraussetzungen dafür, um ein solches doch
recht radikales Umdenken auch durchzusetzen?

es wird niemanden wundern, dass der juristische
Hauptdiskussionspunkt ausweislich der Beratun-
gen des letzten Verkehrsgerichtstages darin be-
steht, ob für Konzepte zu shared space ein neues
Verkehrszeichen erforderlich ist.37 nötig ist es wohl
nicht, mit Zonengeschwindigkeitsanordnungen
oder der anordnung von verkehrsberuhigten Berei-
chen wird man weitgehend klarkommen. anderer-
seits: Wenn shared space ein wirklich neuartiges
Konzept sein soll, mit dem man auch eine Verhal-
tens- und Bewusstseinsänderung der Verkehrsteil-
nehmer erreichen will, dann sollte man aus Marke-
tinggründen doch über ein neues Zeichen nach-
denken.

als Hemmschuh für eine sinnvolle entwicklung von
neuartigen Konzepten erweist sich allerdings auch
in diesem rahmen die (leider) vom Verfassungs-
recht vorgegebene Trennung von straßen- und
straßenverkehrsrecht. In einem idealen, nicht von
der föderalistischen Kompetenzverteilung des
Grundgesetzes beherrschten system müsste man
die Fragen der Gestaltung von solchen Verkehrsbe-
reichen und die Probleme der Verhaltensregelung in
einer Hand konzentrieren. Die Verkehrsingenieure
nennen das einheit von Bau und Betrieb,38 bei Be-

ratungen in den einschlägigen Gremien für die
einen ein Kampf- und die anderen scheinbar ein
Hassbegriff. sachlich ist es – das müssen wir uns
als Juristen sagen lassen – vollkommen berechtigt,
diese einheit zu fordern. es macht keinen sinn die
einen die straßen bauen und andere über ihre ord-
nungsgemäße nutzung entscheiden zu lassen. eins
lässt sich vom anderen nicht trennen. Wenn eine
Kreuzung gebaut wird, muss überlegt werden, wer
dort Vorfahrt haben soll und ob eine lichtzeichen-
anlage oder Fußgängerüberwege vorgesehen sind
oder nicht. am besten wäre es, man würde auch
noch die Überwachung gleich mitentscheiden (z. B.
aufstellung von stationären Geschwindigkeitsüber-
wachungsanlagen). Damit verließe man aber wohl
endgültig den raum des noch erreichbaren. Wor-
über man sich allerdings vor allem als Jurist klar
werden sollte, ist, dass neuartige Konzepte zum
Beispiel im Bereich shared space nur durch ein ver-
nünftiges Zusammenwirken realisiert werden kön-
nen. Und eigentlich ist die straßenverkehrsrechtli-
che Problematik nachrangig zur Frage, wie ich
diese neuartigen Begegnungszonen gestalte. Ver-
harren allerdings die straßengesetzgeber – wie zu
erwarten – in ihrer passiven Haltung, wird dies
Wunschdenken bleiben.

III Schlussbemerkung

Ist das straßenrechtliche nutzungsregime im Um-
bruch? Man wird die Frage nur sehr vorsichtig be-
jahen können. natürlich könnte man sich vieles
wünschen: Mehr dogmatische reinheit im sinne
einer aufgabe der zivilistischen Betrachtungsweise
im Hinblick auf Verkehrssicherungspflichtverletzun-
gen oder aktivere straßengesetzgeber. aber stra-
ßen- und straßenverkehrsrecht ist und bleibt ein
klassisches Massenverwaltungsrecht. Viele wollen
mitreden und mitbestimmen, daher sind Änderun-
gen nur langsam und in kleinen schritten zu erwar-
ten. Grundsätzlich neue Wege wird niemand durch-
setzen können. Damit bleibt als interessantester
aktueller Gedanke die Diskussion um shared
space. Vielleicht kann man die dort entwickelten
ansätze zum anlass nehmen, endlich einmal wirk-
lich zu deregulieren und die Verkehrsteilnehmer
nicht alibihaft zur Vertuschung staatlicher Versäum-
nisse, sondern an geeigneter stelle in die Verant-
wortung zu nehmen. Immerhin stammen die Pläne
aus den niederlanden und als straßen- und stra-
ßenverkehrsrechtler weiß man: Von den niederlän-
dern lernen, heißt sicherheit lernen.
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37 DUrner (o. Fußn. 26), s. 246 f.; D. KeTTler: Mehr si-
cherheit durch weniger Verkehrszeichen – shared spaces,
Gemeinschaftsstraßen, Begegnungszonen und simply 
Cities, nZV 2012, 17 (19 f.).

38 siehe r. KÜHne: Perspektiven im Verkehrsmanagement –
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Verkehrstelematiktagung, 2006, Berlin.



Prof. Dr. Thorsten siegel, Freie Universität Berlin*

Grundrechtsgebrauch auf öffent-
lichen Straßen
straßen als wichtige Infrastruktureinrichtung sind
zugleich ein Ort der Verwirklichung von Grundrech-
ten, zumindest der allgemeinen Handlungsfreiheit.
nach einem einleitenden abschnitt über die Grund-
rechtsrelevanz (u. I.) stehen die Grundrechtsver-
wirklichung (u. II.) sowie die Grundrechtsbeschrän-
kung (u. III.) im Mittelpunkt des Beitrags. abschlie-
ßend erfolgt ein kurzes Fazit (u. IV.).

I. Grundrechtsrelevanz

1 Grundrechtsgeltung

Die Grundrechtsbindung der öffentlichen Hand auf
öffentlichen straßen ist gleichsam eine selbstver-
ständlichkeit. Die Fraport-entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts1 hat jedoch die Frage einer
ausweitung auf private straßen aufgeworfen. Un-
mittelbarer entscheidungsgegenstand war zwar die
Grundrechtsbindung öffentlich beherrschter Unter-
nehmen, welche das Gericht zu recht bejaht hat.
es hat aber zugleich einen ausblick auf die die mit-
telbare Grundrechtsbindung Privater genommen:
Diese kann nach ansicht des Gerichts einer Grund-
rechtsbindung des staates nahekommen, sofern
Private im Bereich der Daseinsvorsorge in eine
(vormalige) staatliche Garantenstellung einrücken.2
Die aussagen des Gerichts beziehen sich jedoch
auf die Versammlungsfreiheit des art. 8 abs. 1 GG;
sie lassen sich indessen nicht verallgemeinern und

damit insbesondere nicht auf die allgemeine Hand-
lungsfreiheit übertragen, wie das Gericht an ande-
rer stelle zu erkennen gibt: Denn es orientiert sich
in seiner argumentation an der kommunikativen
nutzung von Infrastruktureinrichtungen und inso-
weit am leitbild des „öffentlichen Forums“.3

2 Einschlägige Grundrechte

als auf öffentlichen straßen zu verwirklichendes
Grundrecht kommt zunächst die allgemeine Hand-
lungsfreiheit nach art. 2 abs. 1 GG in Betracht. Die
insoweit auch einschlägige Fortbewegungsfreiheit4
wurde von Michael rOnellenFITsCH weiterent-
wickelt zu einem „Grundrecht auf Mobilität“.5 Da öf-
fentliche straßen zugleich ein Ort zur Kommunika-
tion sind, ist zugleich die Meinungsäußerungsfrei-
heit nach art. 5 abs. 1 GG von besonderer rele-
vanz. Von Bedeutung sind darüber hinaus neben
der bereits angesprochenen Versammlungsfreiheit
nach art. 8 abs. 1 GG bei gewerblicher nutzung die
Berufsfreiheit nach art. 12 abs. 1 GG sowie bei der
nutzung durch anlieger die eigentumsgarantie
nach art. 14 abs. 1 GG.6

3 Der erlaubnisfreie Gemeingebrauch als
Folge besonderer Grundrechtsrelevanz

Die besondere Grundrechtsrelevanz hat zur Folge,
dass viele grundrechtlich verankerte Tätigkeiten
ohne vorherigen Genehmigungsakt zulässig sind.
einfachgesetzlich zum ausdruck kommt dies im er-
laubnisfreien Gemeingebrauch, der jedermann im
rahmen der Widmung und der Verkehrsvorschrif-
ten zusteht.7 Die Beantwortung der Frage, welche
Verhaltensweisen vom Gemeingebrauch genau er-
fasst sind, richtet sich nach dem Verkehrszweck.8
Mit der herrschenden ansicht ist dabei ein weiter
Verkehrszweck unter erstreckung auf den kommu-
nikativen Verkehr zu Grunde zu legen. Grundrecht-
licher Hintergrund für diese erweiterung ist insbe-
sondere die relevanz der Meinungsäußerungsfrei-
heit nach art. 5 abs. 1 GG auf öffentlichen straßen.

4 Einschlägige Verwaltungsrechtsregime

Die genannten Grundrechte können jedoch durch
verschiedene Verwaltungsrechtsregime einschrän-
kungen erfahren. Von besonderer Bedeutung für
die Grundrechtsverwirklichung sind hier die Bestim-
mungen der (landes-)straßengesetze, die deshalb
im Mittelpunkt des Beitrags stehen. einschränkun-
gen des nach den straßengesetzen erlaubnisfreien
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2 BVerfG, nJW 2011, 1201 (1203 f., dort rn. 59).
3 BVerfG, nJW 2011, 1201 (1205, dort rn. 70).
4 statt vieler nur H. D. Jarass, in: ders./PIerOTH, GG, 12.

aufl. 2012, art. 2 rn. 7 m. w. n.
5 M. rOnellenFITsCH: Mobilität – Vom Grundbedürfnis

zum Grundrecht? Dar 1992, 321 ff.
6 Instruktiver Überblick bei M. saUTHOFF: Öffentliche stra-

ßen, 2. aufl. 2010, rn. 373 ff.
7 saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 288.
8 saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 293.



Gemeingebrauchs erfolgen insbesondere durch die
Vorschriften des straßenverkehrsrechts. Das Ver-
hältnis beider rechtsregime zueinander wird durch
den Vorbehalt des straßenwegerechts einerseits,
den Vorrang des straßenverkehrsrechts anderer-
seits geprägt.9 Darüber hinaus dient – gerade auch
auf öffentlichen straßen – das Polizei- und Ord-
nungsrecht der Gefahrenabwehr. Handelt es sich
um Versammlungen im sinne des Versammlungs-
rechts, so sind die – sowohl gegenüber dem stra-
ßenwegerecht als auch gegenüber dem allgemei-
nen Polizei- und Ordnungsrecht grundsätzliche vor-
rangigen – Bestimmungen des Versammlungs-
rechts einschlägig.10

II. Grundrechtsverwirklichung

Unter dem abschnitt „Grundrechtsverwirklichung“
werden nunmehr insbesondere aktuelle Betätigun-
gen auf öffentlichen straßen behandelt, die im aus-
gangspunkt dem Gemeingebrauch zuzuordnen
sind. Insbesondere stellt sich stets die Frage der
abgrenzung zur sondernutzung. Behandelt wer-
den nebeneffekte zur Fortbewegung (u. II.1), die
Meinungsäußerung (u. II.2), Werbetätigkeiten 
(u. II.3) sowie der anliegergebrauch (u. II.4). Da -
rüber hinaus kommt der Gedanke der Grund-
rechtsverwirklichung naturgemäß auch bei einer
sondernutzung zum ausdruck:11 Hier kann das bei
der erteilung einer sondernutzungserlaubnis
grundsätzlich bestehende ermessen der straßen-
behörde im Falle einer ausübung – dann allerdings
nur spezifischer – Grundrechte reduziert sein. Im

Falle konkurrierender Grundrechtsverwirklichung
muss im einzelfall ein angemessener ausgleich im
sinne einer praktischen Konkordanz durchgeführt
werden.

1 Nebeneffekte zur Fortbewegung

Zunächst werden einige Betätigungen behandelt,
die als „nebeneffekten zur Fortbewegung“ einge-
ordnet werden können. Grundrechtlicher anknüp-
fungspunkt ist deshalb die allgemeine Handlungs-
freiheit nach art. 2 abs. 1 GG in ihrer ausprägung
als Fortbewegungsfreiheit.

1.1 Kamerafahrten

In jüngerer Zeit häufen sich so genannte „Kamera-
fahrten“, mittels derer Geodaten aufgenommen
werden. Im Mittelpunkt der öffentlichen aufmerk-
samkeit stand hier „Google street View“. Hier wer-
den vom Dach eines Kleinwagens 3D-Daten ange-
fertigt, die später für die einstellung einer räum -
lichen Darstellung in das Internet verwendet wer-
den. Grundrechtlicher anknüpfungspunkt ist bei
solchen Kamerafahrten die Fortbewegungsfreiheit.
sie sind deshalb straßenrechtlicht grundsätzlich
zum erlaubnisfreien Gemeingebrauch zuzuord-
nen.12 Denn die absicht der Ortsveränderung liegt
hier zweifellos vor. es ist sogar das Ziel, möglichst
schnell möglichst viele Bilder zu machen. Zugleich
wird der Widmungszweck grundsätzlich nicht über-
schritten, da die aufnahmen während der Fahrt er-
folgen. Zwar werden mit solchen Kamerafahrten
kommerzielle Ziele verfolgt. Der innere Zweck
einer äußerlich nicht zu beanstandenden Fahrt ist
straßenrechtlich jedoch grundsätzlich unbeacht-
lich.13

Die Grenze zur sondernutzung würde jedoch dann
überschritten, wenn der Verkehrszweck völlig zu-
rückträte, was aber eher theoretischer natur ist. al-
lerdings bestehen auch diesseits der Grenze zur
sondernutzung straßenverkehrsrechtliche Gren-
zen: Führen die Kamerafahrten zu Verkehrsbehin-
derungen – etwa durch langsamfahren, durch be-
sondere Fahrmanöver oder auch bei besonderer
Publikumsintensität –, dann wird die erlaubnis-
pflicht nach § 29 abs. 2 stVO ausgelöst. Voraus-
setzung dafür ist eine mehr als verkehrsübliche In-
anspruchnahme der straße.14 Zudem sind auch die
Persönlichkeitsrechte der von den Kamerafahrten
erfassten Personen nach Maßgabe des Daten-
schutzrechts zu beachten.15
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9 T. v. DanWITZ, in: sCHMIDT-aßMann/sCHOCH (Hrsg.):
Besonderes Verwaltungsrecht, 14. auf. 2008, 7. Kap. 
rn. 4 ff.

10 Zum Grundsatz der „Polizeifestigkeit“ des Versammlungs-
rechts und deren Grenzen B. PIerOTH/B. sCHlInK/
M. KnIesel, Polizei- und Ordnungsrecht mit Versamm-
lungsrecht, 7. aufl. 2012, § 20 rn. 13 ff.

11 Übersicht bei saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 373 ff.
12 so auch M. JÜnGel/a. FanDreY: If you can’t kill, bill it –

Google street View als sondernutzung? nVwZ 2010, 683
(684 f.); B. GOlOMB/r. MeHrGarDT/H. WeBer, Ge-
meinden vs. Google street View, BayVBl. 2011, 39 (42).
Ähnlich bereits zum vergleichbaren system „City server“ VG
Karlsruhe, nJW 2000, 2222 (2223).

13 BVerwG, nVwZ 2012, 1623 (1624).
14 JÜnGel/FanDreY (o. Fußn. 12), s. 685; GOlOMB/

MeHrGarDT/WeBer (o. Fußn. 12), s. 42.
15 Dazu T. sIeGel: Grundrechtliche schranken der Videoüber-

wachung, Verwarch 102 (2011), 159 (177 ff.).



1.2 Rucksacktrinken

Mit dem neuen Begriff des „rucksacktrinkens“ wird
ein Phänomen umschrieben, wonach insbesonde-
re hochprozentige alkoholische Getränke auf öf-
fentliche Feste mitgebracht werden, um sie vor Ort
zu konsumieren. anknüpfungspunkt des Mitbrin-
gens alkoholischer Getränke ist ebenfalls die Fort-
bewegungsfreiheit. Dies hat einfach-rechtlich zur
Folge, dass sich der erlaubnisfreie Gemeinge-
brauch auf das Mittragen von Gegenständen als
„annex“ zur Fortbewegung erstreckt. Darüber hi -
naus erfasst der weite Verkehrsbegriff nicht nur
Ortsveränderung als solche, sondern auch den
zeitweiligen aufenthalt zum Genuss von lebens-
mitteln. Da auch alkoholische Getränke zu diesen
gehören, ist auch der alkoholgenuss in der Öffent-
lichkeit zumindest grundsätzlich dem Gemeinge-
brauch zuzuordnen.16 Zudem wird auch dieser Be-
fund grundrechtlich abgesichert durch art. 2 abs. 
1 GG; denn das Trinken ist – ebenso wie das rau-
chen – Bestandteil der allgemeinen Handlungsfrei-
heit.17

eine etwaige Wertigkeit des in Frage stehenden
Handelns ist hingegen straßenrechtlich unbeacht-
lich. Zwar wird teilweise als „gemeinschädlich“ be-
zeichnetes Verhalten als sondernutzung eingeord-
net.18 Gerade vor dem aufgezeigten grundrechtli-
chen Hintergrund ist dies jedoch nicht zutreffend.
Denn die allgemeine Handlungsfreiheit ist insoweit
nur durch das sittengesetz, nicht hingegen durch
die sitten als solche einschränkbar.19 auch bei
einer weiten auslegung der im straßenrecht be-
rücksichtigungsfähigen öffentlichen Belange20 sind
die straßengesetze aber sicherlich keine „sittenge-
setze“. allerdings wird die normative Grenze zur
sondernutzung dann überschritten, wenn der Ver-
kehrszweck völlig zurücktritt. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn alkoholbedingte Begleit -
erscheinungen allzu sehr in den Vordergrund tre-
ten, und diese den Gemeingebrauch anderer er-
heblich behindern.21 Dies gilt etwa für das anpö-
beln von Passanten. Denn das einzuordnende Ver-
halten ist in solchen Fällen lediglich die Begleit -
erscheinung eines nebenzwecks zur eigentlichen
Fortbewegung.

allerdings stellt sich die Frage, ob auch dann ein
Vorgehen nach straßenrecht sinnvoll erscheint.
Denn die Zuspitzung infolge von Begleiterschei-
nungen führt typischerweise zu Gefahren für die
öffentliche sicherheit und ruft daher das Gefah-
renabwehrrecht auf den Plan. adäquate reaktion

ist hier deshalb eine Platzverweisung. Gegenwär-
tig in der Diskussion ist die Frage, ob man die mit
dem alkoholgenuss in der Öffentlichkeit einherge-
henden Beeinträchtigungen durch Polizeiverord-
nungen eindämmen kann. so hat jüngst die stadt
neustadt an der Weinstraße ein Verbot des Mit-
bringens von hochprozentigen alkoholischen Ge-
tränken auf der Hambacher Jakobuskerwe. Das
OVG Koblenz hat hier am 25. Juli 2012 einen eil-
antrag gegen die Verordnung abgelehnt.22 Be-
gründet wurde dies aber mit einer reinen Interes-
senabwägung; die erfolgsaussichten in der Haupt-
sache wurden offen gelassen.23 Bei der abschät-
zung der erfolgsaussichten in der Hauptsache
können allerdings vergleichbare Gerichtsentschei-
dungen herangezogen werden. so hatte der VGH
Mannheim ein nächtliches Verbot des Konsums
von alkohol in der Öffentlichkeit im Freiburger
„Bermuda-Dreieck“ zu bewerten. Der Verwal-
tungsgerichtshof hat hier zutreffenderweise das
erforderliche Vorliegen einer abstrakten Gefahr für
die öffentliche sicherheit im sinne des Polizeiver-
ordnungsrechts verneint, da alkoholkonsum nicht
typischerweise zu Gewalttätigkeiten führt.24 In
ähnlicher Weise hat jüngst das OVG Weimar ein
alkoholverbot in der erfurter altstadt für ungültig er-
klärt.25 Bewertet man vor diesem Hintergrund das
„rucksacktrinken“, so sprechen auch hier gute
Gründe gegen das Vorliegen einer abstrakten Ge-
fahr. Dies gilt nicht nur für den Verzehr von alko-
holischen Getränken, sondern auch und erst recht
für das Mittragen als Vorstufe zum eigentlichen
Verzehr.

17

16 T. HeBeler/B. sCHÄFer: Die rechtliche Zulässigkeit von
alkoholverboten im öffentlichen raum, DVBl. 2009, 1424
(1428).

17 J. WOHlFaHrT: Über Feuchtgebiete zwischen schluck und
suff – der Kampf der Gemeinden gegen alkoholmissbrauch,
lKrZ 2009, 47 (48).

18 a. DIeTZ: Grundrechtskollisionen im öffentlichen raum, aör
133 (2008), 556 (602).

19 Jarass (o. Fußn. 4), art. 2 rn. 19.
20 Zum Begriff s. u. III. 3 im rahmen der Versagungsgründe für

eine sondernutzung.
21 OVG schleswig, nordÖr 1999, 381 (382 f,); WOHlFarTH

(o. Fußn. 17), s. 48.
22 OVG Koblenz, lKrZ 2012, 457.
23 später hat das Gericht den antrag als unzulässig abgelehnt,

da die Verordnung bereits außer Kraft getreten war, OVG 
Koblenz, Urt. v. 6.12.2012 – 7 C 10749/12.OVG (Juris).

24 VGH Mannheim, nVwZ-rr 2010, 55 ff.
25 OVG Weimar, ThürVBl. 2013, 8 ff.



2 Meinungsäußerung und
Meinungsaustausch

ein weiterer Block hat Fragen zum Gegenstand,
welche an die Meinungsäußerung und die Mei-
nungsbündelung anknüpfen. ausgangspunkt ist
hier die erkenntnis, dass Verkehr im sinn des Ge-
meingebrauchs auch der kommunikative Verkehr
ist. Grundrechtliches Fundament ist damit art. 5
abs. 1 GG. Wenn die Meinung nicht nur individuell
geäußert, sondern auch ausgetauscht werden
kann, können zugleich die Voraussetzungen für
eine Versammlung vorliegen. In einem solchen
Falle würde – auf grundrechtlicher Basis des art. 8
GG – die Vorschriften des Versammlungsrechts
das allgemeine straßenrecht verdrängen.26

2.1 Gehsteigberatung

Gegenstand einer entscheidung des VG Freiburg
vom 4. März 2011 war die „Gehsteigberatung“
eines Vereins, der sich intensiv gegen den
schwangerschaftsabbruch einsetzt.27 Zu diesem
Zweck hat er sich auch vor einer anerkannten
schwangerschaftskonfliktberatungsstelle positio-
niert und Passanten offensiv auf sein anliegen hin-
gewiesen. Über die verbale ansprache hinaus
wurden auch Plastikembryonen verteilt und drasti-
sches Bildmaterial gezeigt. ausgangspunkt der
straßenrechtlichen Bewertung ist die erkenntnis,
dass das Verteilen von kostenlosen Zeitschriften
als kommunikativer Verkehr und damit Gemeinge-
brauch einzuordnen ist.28 auf dieser Basis hat das
VG Freiburg eine beratende Tätigkeit (noch) dem
Gemeingebrauch zugeordnet.29

angesichts der besonders aggressiven Bera-
tung hätte man hier aber durchaus eine erlaubnis-
pflichtige sondernutzung annehmen können. so
haben viele Gerichte bereits judiziert, dass eine
besonders aufdringliche und aggressive Werbung
das verkehrsübliche Maß übersteigt und damit
eine sondernutzung darstellt.30 Denn auch von
einem kommunikativen Verkehr kann nicht mehr
gesprochen werden, wenn Zweck nicht die 
Vermittlung einer Meinung, sondern deren aggres-
sive aufdrängung.31 Das VG Freiburg hat die 
besondere aggressivität aber in anderer Hinsicht
berücksichtigt: Denn die „Gehsteigberatung“ war
so intensiv, dass sie zu einer Bedrängung der 
Passanten geführt hat. Deshalb hat das VG eine
auf polizeirechtliche Grundlage gestützte Unter-
sagungsverfügung als rechtmäßig erachtet 

und ist insoweit vom VGH Mannheim bestätigt
worden.32

2.2 Massenpartys, Flashmobs und
Smartmobs

eine besondere Herausforderung auch für das
straßenrecht sind neue Formen der Meinungsäu-
ßerung wie Massenpartys, Flashmobs und smart-
mobs. Bei Massenpartys kommt eine Vielzahl von
Menschen zum Feiern zusammen, organisiert
über moderne Kommunikationsstrukturen. Zu
ihnen zählen auch die oft in den Medien erwähn-
ten „Facebook“-Parties. Diese Massenpartys un-
terfallen als bloße Vergnügungsveranstaltungen
nicht dem Versammlungsbegriff, sondern sind
grundrechtlich nur durch art. 2 abs. 1 GG ge-
schützt.33 Das Gleiche gilt zumindest grundsätz-
lich für so genannte „Flash-Mobs“. Bei ihnen er-
scheint – ebenfalls vermittelt über moderne Kom-
munikationsmittel – eine Vielzahl von Personen
spontan an öffentlichem Ort, um eine gemeinsa-
me, gewollt sinnfreie aktion durchzuführen. als
Beispiele anzuführen wären etwa Kissenschlach-
ten oder Polonaisen. Diese Flashmobs unterfallen
ebenfalls nicht dem herrschenden engen Ver-
sammlungsbegriff,34 da keine öffentlichen angele-
genheiten erörtert werden.35 Hingegen wollen
smartmobs die tradierten Protestformen – etwa
sitzblockaden – durch moderne Interaktionswege
attraktiv machen. Im Unterschied zu Flashmobs
dienen sie jedoch der erörterung öffentlicher an-
gelegenheiten – etwa dem Protest gegen be-
stimmte politische entscheidungen – und unterlie-
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26 saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 284.
27 VG Freiburg, Beschl. v. 4.3.2011 – 4 K 314/11 – Juris.
28 VGH München, nVwZ-rr 1997, s. 258 f.
29 VG Freiburg, Beschl. v. 4.3.2011 – 4 K 314/11, rn. 7 – Juris.
30 OVG Hamburg, DVBl. 2012, 504 (505 f.); VGH Mannheim,

nVwZ-rr 2003, 238 (240 ff.); OVG lüneburg, nVwZ-rr
1996, 247 (248 f.).

31 Jarass (o. Fußn. 4), art. 5 rn. 6a.
32 VGH Mannheim, nJW 2011, s. 2532 ff.
33 C. neUMann: Flashmobs, smartmobs, Massenpartys – Die

rechtliche Beurteilung moderner Kommunikations- und Inter-
aktionsformen, nVwZ 2011, 1171 (1172).

34 Hierzu F. HUFen, staatsrecht II – Grundrechte, 3. aufl. 2011,
§ 30 rn. 7.

35 neUMann (o. Fußn. 33), s. 1173. sie können sie aber in
Teilbereichen auf die Kunstfreiheit berufen, etwa bei Tanz-
Flashmobs; hierzu neUMann (o. Fußn. 33), s. 1173 f. Zum
weiten (materiellen) Kunstbegriff Jarass (o. Fußn. 4). art. 5
rn. 106.



gen deshalb dem vorrangigen Versammlungs-
recht.36

Bei der straßenwegerechtlichen Bewertung von
Massenpartys und Flashmobs ist zunächst zu be-
achten, dass die Wertigkeit eines Verhaltens unbe-
achtlich ist. Insoweit kann auf das zum alkoholge-
nuss Gesagte verwiesen werden.37 Dies gilt nicht
nur für die der reinen Vergnügung dienenden Mas-
senpartys, sondern auch für Flashmobs trotz der
diesen immanenten sinnfreiheit. Im Hinblick auf die
anzahl der typischerweise beteiligte anzahl an Per-
sonen und der damit verbundenen (erheblichen)
Verkehrsbeeinträchtigungen und damit des Ge-
meingebrauchs anderer sind solche Veranstaltun-
gen als sondernutzungen einzuordnen.38 Gerade
bei Flashmobs stellt sich jedoch die Frage, ob das
straßenrechtliche nutzungsregime eine adäquate
reaktion auf Veranstaltungen, denen diese spon-
taneität („Flash“) innewohnt, bereithält. näher liegt
auch hier ein rückgriff auf das Polizeirecht und die
Verhängung von Platzverweisen, sofern nicht sogar
diese „zu spät kommen.“

2.3 Zelten

Das aufstellen von Zelten auf öffentlichen straßen
als solches überschreitet zumindest grundsätzlich
den Gemeingebrauch. erfolgt das Zelten jedoch
im rahmen einer Versammlung, so stellt sich die
Frage, ob nicht auch insoweit der Vorrang des 
Versammlungsrechts gegenüber dem straßen-
recht eingreift. Trotz des Zusammenhangs mit
einer Versammlung darf in solchen Fällen aber

nicht verkannt werden, dass das Zelten kein we-
sensnotwendiger Bestandteil einer Versammlung
ist.39 Deshalb erstreckt sich der Vorrang des Ver-
sammlungsrechts nicht auf das Zelten aus anlass
einer Versammlung. Da das Zelten mit einer län-
geren Verweildauer verknüpft ist und deshalb der
Verkehrszweck völlig zurücktritt, handelt es sich
insoweit um eine straßenrechtliche sondernut-
zung, die ohne entsprechende erlaubnis unzuläs-
sig ist.

3 Werbetätigkeit

3.1 Abgrenzung von der Gewerbeausübung

In einem engen Zusammenhang mit der Wettbe-
werbsfreiheit des art. 12 GG40 stehen werbende
Tätigkeiten auf öffentlichen straßen. Besondere
schwierigkeiten bereit hier die abgrenzung der er-
laubnisfreien Werbung von der erlaubnispflichtigen
Gewerbeausübung. ausgangspunkt der straßen-
rechtlichen Bewertung solcher Werbetätigkeiten ist
die erkenntnis, dass eine gewerbliche Betätigung
als sondernutzung einzustufen ist.41 Gleichwohl
hat das OVG Hamburg in einer kürzlich ergange-
nen entscheidung werbende Tätigkeiten (noch) als
erlaubnisfreien Gemeingebrauch eingeordnet.42

Gegenstand dieses Urteils war das ansprechen
und anhalten von Passanten auf öffentlichen
Wegen, um diese zum Kauf oder zur entgegen-
nahme von Druckerzeugnissen zu bewegen. Bei
abgrenzung zwischen Werbung und Gewerbe -
ausübung nach dem äußeren erscheinungsbild hat
das Gericht die bereits zuvor in der rechtspre-
chung entwickelten Kriterien zusammengefasst:
Kennzeichen für eine Gewerbeausübung sind ins-
besondere die Tätigkeit einer größeren Gruppe,
eine erkennbar große Menge an Verkaufsmaterial
oder ein besonders aggressives Verkaufsverhal-
ten.43 Da diese jeweils nicht erfüllt waren, hat das
OVG die in Frage stehende Werbung zu recht
noch dem kommunikativen Verkehr und damit zu-
gleich dem erlaubnisfreien Gemeingebrauch zuge-
ordnet.44

3.2 Werbung auf Fahrzeugen

auch die Werbung auf Fahrzeugen bildet grund-
sätzlich einen annex zur eigentlichen Fortbewe-
gung und ist damit dem erlaubnisfreien Gemeinge-
brauch zuzurechnen.45 Zudem ist auch der ruhen-
de Verkehr zumindest grundsätzlich vom Gemein-
gebrauch erfasst.46 Die Grenze zur erlaubnispflich-
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36 neUMann (o. Fußn. 33), s. 1173. Zur erstreckung der Ver-
sammlungsfreiheit auf diese sitzblockaden HUFen 
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37 s. o. II. 1.2.
38 neUMann (o. Fußn. 33), s. 1175.
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Berlin, Beschl. v. 25.8.2011 – 1 l 282.11 – Juris.
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Jarass(o. Fußn. 4), art. 12 rn. 20 ff.
41 saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 297.
42 OVG Hamburg, DVBl. 2012, 504 ff.
43 OVG Hamburg, DVBl. 2012, 504 (505 f.).
44 Zur einstufung einer besonders intensiven Werbung als Ge-

werbeausübung VGH München, nVwZ-rr 2010, 830 ff. und
s. u. III. 3.2.

45 OVG Berlin-Brandenburg, nVwZ-rr 2012, 485.
46 v. DanWITZ (o. Fußn. 9), 7. Kap. rn. 6.



tigen sondernutzung wird allerdings überschritten,
wenn die Werbung ist nicht mehr nur nebeneffekt
des Fahrens ist, sondern ausschließlich oder ganz
überwiegend in den Vordergrund tritt. Deshalb ist
das gezielte abstellen von Fahrzeugen zu Werbe-
zwecken eine sondernutzung; denn hier tritt die
Verkehrsfunktion gegenüber der Werbefunktion völ-
lig zurück.47 eine besonders auffälliges Werbefahr-
zeug, das zugleich der Verkehr gefährdet oder er-
schwert, ist zudem ein Verkehrshindernis i. s. d. §
32 stVO.48

4 Anliegernutzung

4.1 Wesen des Anliegergebrauchs

Der Verwirklichung der eigentumsfreiheit nach art.
14 abs. 1 GG dient der gesteigerte Gemeinge-
brauch in Form des anliegergebrauchs. Die son-
derstellung der anlieger beruht darauf, dass sie in
besonderer Weise auf die an ihr Grundstück an-
grenzende straße angewiesen sind. Die Zufahrt
beziehungsweise der Zugang zur straße ermögli-
chen zugleich eine Beteiligung an der „verkehrli-
chen Kommunikation“.49 In den straßengesetzen
der länder finden sich typischerweise ausdrückli-
che regelungen zum anliegergebrauch.50 Diese
fungieren damit als Inhalts- und schrankenbestim-
mung i.s.d. art. 14 abs. 1 s. 2 GG und dienen in-
soweit der Grundrechtsverwirklichung des art. 14
GG.51 Klassische ausprägungen des anliegerge-
brauchs sind etwa das kurzfristige lagern von Heiz-
material auf dem Gehweg oder das aufstellen von
Fahrradständern.52

4.2 Reichweite des Anliegergebrauchs

Die Grenze des erlaubnisfreien anliegergebrauchs
kann allerdings beim aufstellen von Baugeräten im
öffentlichen Verkehrsraum erreicht sein. Wir hier
eine größere Fläche über einen längeren Zeitraum
in anspruch genommen, so handelt es sich um
eine erlaubnisbedürftige sondernutzung.53 Grund-
sätzlich vermittelt auch der anliegergebrauch kein
recht auf schaffung oder erhaltung günstiger
Parkgelegenheiten.54 In besonderen ausnahme -
situationen kann aber der anliegergebrauch einen
anspruch auf erlass eines Parkverbots begrün-
den, um den Zu- und abgang zum Grundstück 
zu gewährleisten. Bei der Verhängung solcher
Parkverbote ist maßgebend, ob das erforderliche
rangieren die Zumutbarkeitsgrenze überschrei-
tet.55

III. Grundrechtsbeschränkung

Beschränkungen des Gemeingebrauchs können –
außer nach den bereits angesprochenen Bestim-
mungen des straßenverkehrsrechts – auch durch
die Bestimmungen des Polizeirechts erfolgen (u.
III.1). Besonders grundrechtsrelevant ist jedoch der
Bereich der sondernutzungen; denn auch das auf-
stellen eines erlaubnistatbestandes bildet einen
Grundrechtseingriff. Deshalb muss die einordnung
als sondernutzung auch zutreffend sein; anderen-
falls handelt es sich um einen rechtswidrigen ein-
griff zumindest in die allgemeine Handlungsfreiheit
(u. III.2.). Darüber hinaus ist auch die erteilung
einer sondernutzungserlaubnis grundrechtsrele-
vant; denn eine Grundrechtsbetätigung darf nur in
zumutbarer Weise beschränkt werden (u. III.3.). ab-
schließend wird auf die Grundrechtsbeschränkung
im Falle einer Kollision eingegangen (u. III.4.).

1 Gemeingebrauch und Videoüberwachung

auch die Grundrechtsverwirklichung auf öffentli-
chen straßen unterliegt den Grenzen des Polizei-
rechts. so können etwa Begleiterscheinungen
übermäßigen alkoholgenusses mittels einer Platz-
verweisung eingedämmt werden.56 allerdings ist
umgekehrt auch eine Beeinträchtigung des an sich
„gefahrlosen“ Gemeingebrauchs durch polizeiliche
Maßnahmen möglich. Dies gilt etwa für die Video-
überwachung. Denn das anbringen von Videoka-
meras kann nicht nur den eigentlich bezweckten
abschreckungseffekt für potenzielle straftäter be-
wirken, sondern auch Passanten in ihrem Bewe-
gungsverhalten beeinflussen.
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47 OVG Münster, nJW 2005, 3162 f.
48 s. sMITH: negativ-Graffiti, sprühschablonen & Co., nVwZ

2012, 1001 (1002).
49 BVerwG, nVwZ 1999, 1341 (1342).
50 Übersicht bei saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 341.
51 BVerwG, nVwZ 1999, 1341; BVerwG, Beschl. v. 19.09.2007

– 9 B 22/06 – Juris.
52 Weitere Beispiele bei saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 351 ff.,

und bei H. sTUCHlIK: straßenrechtliche sondernutzungen,
Gewarch 2004, 143 (144 ff.).

53 VGH Mannheim, VBlBW 2002, 343 ff. (sondernutzung bei
Inanspruchnahme von nahezu 100 qm über einen Zeitraum
von etwa acht Monaten).

54 saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 353 m. n. aus der rechtspre-
chung.

55 VG aachen, Urt. v. 8.2.2011 – 2 K 1680/09 – Juris.
56 s.o. II. 1.2. zur Beschränkung des „rucksacktrinkens“ durch

das Polizeirecht.



1.1 Eingriff auch bei Videobeobachtung

allerdings ist immer noch nicht abschließend ge-
klärt, ob nur eine Videoaufzeichnung, also eine 
Videoüberwachung mit speicherungsfunktion,
einen eingriff in das hier einschlägige Grundrecht
aus informationelle selbstbestimmung darstellt
oder auch die schlichte Videobeobachtung als 
Videoüberwachung ohne aufzeichnungsfunktion. In
seiner entscheidung zur Videoüberwachung auf
der Hamburger reeperbahn hat das Bundesver-
waltungsgericht diese Frage ausdrücklich offen ge-
lassen.57 allerdings sprechen gute Gründe dafür,
auch schlichte Videobeobachtungen durch staatli-
che stellen als eingriff in das Grundrecht auf infor-
mationelle selbstbestimmung anzusehen. Denn bei
einer offenen Überwachung besteht der bereits an-
gesprochene steuerungseffekt; bei einer verdeck-
ten Videoüberwachung sprechen gerade die Heim-
lichkeit, aber auch die anlasslosigkeit für ein Über-
schreiten der eingriffsschwelle.58

1.2 Verhältnismäßigkeit

Zudem muss – selbstverständlich – auch die Ver-
hältnismäßigkeit gewahrt werden.59 eine flächen-
deckende Videoüberwachung ganzer Innenstadt-
bereich stünde hier in Widerspruch zum Grundsatz
der erforderlichkeit. Und die achtung der Verhält-
nismäßigkeit im engeren sinne hat in der recht-
sprechung zur Konzentration auf so genannte Kri-
minalitätsbrennpunkte geführt, bei denen sich die
Kriminalitätsbelastung erheblich von anderen Orten
abhebt.60 schließlich ist der Begriff der „öffentlich
zugänglichen Orte“ einschränkend auszulegen und
erstreckt sich damit zumindest grundsätzlich nicht
auf private Hauseingänge.61

2 Vorliegen einer Sondernutzung?

2.1 Bier-Bikes

Bier-Bikes sind vierrädrige Gefährte mit einem sitz-
platz für bis zu 16 Personen und mit einer Höchst-
geschwindigkeit von 6 km/h. ein Mitarbeiter des
Vermieters steuert und bremst das Gefährt. Die an-
deren „Biker“ treten in die Pedale und werden re-
gelmäßig über eine Zapfanlage mit Bier versorgt.
Zudem wird das Ganze musikalisch unterlegt. Das
OVG Münster hat diese Bier-Bikes als straßen-
rechtliche sondernutzung eingeordnet:62 Begrün-
det wurde dies damit, dass die Verkehrsteilnahme
lediglich äußerlich stattfinde und es sich lediglich
um eine „Theke auf rädern“ handele. Diese ausle-
gung ist vom Bundesverwaltungsgericht bestätigt
worden.63

eine solche sichtweise kann jedoch in Frage ge-
stellt werden. Zunächst zieht das OVG recht inten-
siv das Merkmal der Verkehrsüblichkeit bzw. Ver-
kehrsfremdheit heran. Das mag zwar im Grundsatz
nicht zu beanstanden sein. Je weiter jedoch das
Merkmal der Verkehrsfremdheit ausgelegt wird,
umso eher ist alles „neue“ zumindest zunächst ver-
kehrsunüblich. Zudem stellt sich die Frage der ab-
grenzung von einem zum Feiern angemieteten
„Partybus“. Ist dieser noch dem erlaubnisfreien Ge-
meingebrauch zuzurechnen, nur weil das Trinken
im Partybus hinter verschlossenen Türen stattfin-
det? In der literatur ist die einordnung der Bier-
Bikes als sondernutzung daher überwiegend auf
ablehnung gestoßen.64 auch in Baden-Württem-
berg geht man davon aus, dass Bier-Bikes keine
sondernutzung darstellen.65 auch das straßenver-
kehrsrecht steht den Bier-Bikes grundsätzlich nicht
entgegen: Wenn die lautstärke der Begleitmusik
das übliche Maß nicht überschreitet, erfolgt insbe-
sondere keine Verkehrgefährdung durch den 
Betrieb von lautsprechern gemäß § 33 abs. 1 s. 1
nr. 1 stVO.66 Zudem kann auch hier – ebenso wie
bei den bereits angesprochenen Kamerafahrten 
(s. o. II. 1.1) – im Falle Verkehrsbehinderungen die
erlaubnispflicht nach § 29 abs. 2 stVO ausgelöst
werden. Bei normalem Fahrbetrieb ist dies jedoch
noch nicht der Fall.

2.2 Elektromobilitätsanlagen

aber auch die energiewende wird zunehmenden
einfluss haben auf das straßenrecht. Dies gilt etwa
für die errichtung von elektromobilitätsanlagen.
Dabei handelt es sich um aufladestationen für elek-
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57 BVerwG, nVwZ 2012, 757 (759).
58 T. sIeGel: Grundlagen und Grenzen polizeilicher Video-

überwachung, nVwZ 2012, 738 (739).
59 Zum Ganzen sIeGel (o. Fußn. 58), s. 740 ff.
60 so bereits VGH Mannheim nVwZ 2004, 498 (503); ähnlich

nun auch BVerwG, nVwZ 2012, 757 (761 f.).
61 OVG Hamburg, nordÖr 2010, 498 (502 ff.).
62 OVG Münster, nVwZ-rr 2012, 422 ff.
63 BVerwG, nVwZ 2012, 1623 ff.
64 C. lUnD: Das Bierbike – nachwuchs bei den sondernut-

zungsfällen? DVBl. 2011, 339 (340 f.); B. KÜMPer/a. 
MIlsTeIn, sog. Partybikes/Bierbikes als sondernutzung?
Gewarch 2012, 180 ff.

65 lT-Drs. BW 14/6291 v. 28.4.2010, s. 3 f.
66 lT-Drs. BW 14/6291 v. 28.4.2010, s. 3.



trofahrzeuge. soweit ersichtlich, haben sich bislang
die Verwaltungsgerichte noch nicht zur straßen-
rechtlichen einordnung dieser anlagen geäußert.
erste stimmen aus der literatur sehen darin eine
sondernutzung, da diese ladestationen nicht mehr
dem Verkehr, sondern lediglich dessen ermögli-
chung dienen sollen.67 Zwar ist der dort ange-
brachte Vergleich mit der litfasssäule nicht ange-
bracht, da diese (allenfalls) verkehrshindernde Wir-
kung aufweisen, während bei elektromobilitätsanla-
gen die Verkehrsförderung im Vordergrund steht.
Gleichwohl kann die ermöglichung des Verkehrs
vom Verkehr als solchem unterschieden werden:
elektromobilitätsanlagen sind damit „elektronische
Tankstellen“. eine Zuordnung zum Verkehr wäre le-
diglich bei einer sehr weiten auslegung unter ein-
beziehung von dessen ermöglichung denkbar.

2.3 Heizpilze

Um die außerhalb einer Gaststätte befindlichen 
Tische abends länger nutzen zu können, werden
zunehmend so genannte „Heizpilze“ aufgestellt. Da
diese der Verbesserung des Gaststättengeschäftes
dienen, jedoch keinen Verkehrszweck verfolgen,
sind diese als straßenrechtliche sondernutzung
einzuordnen.68 Die straßenrechtliche relevanz
entfällt zumindest grundsätzlich auch nicht da-
durch, dass die Heizpilze nicht auf der straße
selbst angebracht werden, sondern an der Haus-
wand der Gaststätte. Denn zum straßenkörper
zählt bis zu einer gewissen Höhe auch der darüber
befindliche luftraum.69 Deshalb sind auch in eine
Höhe von etwa zwei Metern angebrachte Heizpilze
(noch) straßenrechtlich relevant, da sie auswirkun-
gen auf die Funktionsfähigkeit der straßen haben
können.70

3 Versagungsgründe für eine
Sondernutzungserlaubnis

Die erteilung beziehungsweise Versagung einer
sondernutzungserlaubnis steht grundsätzlich im
ermessen der straßenbehörde. Die Verkehrsbezo-
genheit des straßenrechts hat jedoch zur Folge,
dass nur straßenbezogene erwägungen bei der er-
messentscheidung berücksichtigt werden dürfen.71

Zu diesen zählen insbesondere die sicherheit und
leichtigkeit des Verkehrs sowie die aufrechterhal-
tung eines störungsfreien Gemeingebrauchs. auch
die etwaige aufhebung einer sondernutzungser-
laubnis hat sich an straßenrechtlichen erwägungen
zu orientieren.72

3.1 Heizpilze

Mit der Versagung einer sondernutzungserlaubnis
hat sich kürzlich auch das OVG Berlin-Brandenburg
auseinandergesetzt. Im zugrundeliegenden sach-
verhalt wurde die – für das aufstellen von Heizpilzen
erforderliche – sondernutzungserlaubnis aus Klima-
schutzaspekten verweigert. Das OVG hat den Kli-
maschutz als berücksichtigungsfähigen, überwie-
genden öffentlicher Belang eingeordnet, welcher
das privatwirtschaftliche Interesse der Klägerin
überwiegt und damit der erteilung einer sondernut-
zungserlaubnis entgegensteht.73 Dies steht zwar
ein einem spannungsverhältnis zum Grundsatz
einer Beschränkung auf straßenbezogene Belange
im allgemeinen74; im besonderen Fall des Berliner
straßengesetzes liefert jedoch die entstehungsge-
schichte anhaltspunkte für die – ausnahmsweise –
Zulässigkeit umweltbezogener Belange.75

3.2 Mitgliederwerbung

Gegenstand einer jüngeren entscheidung des VGH
München war die Mitgliederwerbung eines Vereins,
welche dieser mit der aufklärung über richtigen Um-
gang mit Tieren sowie dem spendensammeln ver-
band. Der VGH hat diese nutzung zu recht als
sondernutzung eingeordnet, da die Tätigkeit erheb-
lich über das ansprechen von Passante hinausging
und das spendensammeln und den abschluss von
Fördermitgliedschaften und Tierpatenschaften in
den Mittelpunkt stellte.76 Die zentrale rechtsfrage
lag darin, ob die angeführten Versagungsgründe
tragfähig waren. Begründet wurde die Versagung
insbesondere mit Verbraucherschutzerwägungen.
Danach sollten Passanten vor übereilten Vermö-
gensverfügungen geschützt werden. Der VGH
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67 s. MICHaels/C. WYHl/r. rInGWalD: rechtsprobleme im
Zusammenhang mit der nutzung des öffentlichen straßen-
raums für elektromobilitätsanlagen, DÖV 2011, 831 (832).

68 a. InGOlD, Möglichkeiten eines ausschlusses der nutzung
sog. Heizpilze in der Gastronomie, Gewarch 2010, 89 (92).

69 saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 28: „3,50 Meter über dem Geh-
weg“.

70 VG Hamburg, Beschl. v. 27.03.2012 – 10 e 557/12 u. a. –
Juris.

71 saUTHOFF (o. Fußn. 6), rn. 361.
72 OVG Münster, nVwZ 2012, 1054 f.
73 OVG Berlin-Brandenburg, nVwZ-rr 2012, 217 ff.
74 InGOlD (o. Fn. 68), s. 92 f.
75 OVG Berlin-Brandenburg, nVwZ-rr 2012, 216 (218).
76 VGH München, nVwZ-rr 2010, 830 (831). Zur abgrenzung

zur erlaubnisfreien Werbung s. o. II. 3.1.



München hat – ebenfalls zu recht – einen solchen
Versagungsgrund nicht akzeptiert, da es sich beim
Verbraucherschutz ebenfalls um keinen straßenbe-
zogenen Belang handelt.77

3.3 Altkleidercontainer

sowohl das VG Köln als auch das VG Düsseldorf
haben sich kürzlich mit dem aufstellen von altklei-
dercontainern befasst. Da der Verkehrszweck hier
völlig zurücktritt, ordnen beide Gerichte das auf-
stellen dieser Container zutreffenderweise als er-
laubnisbedürftige sondernutzung ein.78 Das VG
Köln hat sich zudem mit den möglichen Versa-
gungsgründen auseinandergesetzt. angeführt wur-
den insbesondere die Gefahr wilder Müllablagerun-
gen und die Gefahr der Zerstreuung von sachen.
Da dies wiederum die leichtigkeit und sicherheit
des Verkehrs beeinträchtigen kann und auch zur
Verunstaltung der straße beiträgt, hat das Gericht
diese erwägungen berechtigterweise als straßen-
bezogen akzeptiert.79

4 Grundrechtskollisionen

Bereits die aufgezeigten Beispiele zum Gemeinge-
brauch und zur sondernutzung verkörpern regel-
mäßig bereits eine Grundrechtskollision, da hier
nicht nur die verschiedenen nutzungsformen öf-
fentlicher straßen in ausgleich zu bringen sind,
sondern zugleich auch die damit letztlich verwirk-
lichten Grundrechte. abschließend werden nun
weitere Fälle einer Grundrechtskollision im engeren
sinne aufgeführt.

4.1 Versammlungen

Von besonderer Bedeutung sind zunächst konkur-
rierenden Versammlungen. Die auflösung einer sol-
chen Kollision richtet sich nach dem gegenüber
dem straßenrecht vorrangigen Versammlungs-
recht.80 Dabei ist zu beachten, dass art. 8 GG auch
eine etwaige Gegendemonstration schützt.81 Damit
geht es auch hier letztlich um die Herstellung prak-
tischer Konkordanz.82 Diese zielt auf eine weitest
mögliche Verwirklichung beider Versammlungen
ab, die insbesondere durch auflagen wie zeitliche
Beschränkungen oder routenverläufe erreicht wer-
den kann. Bei einer gezielten Gegendemonstration
gilt jedoch grundsätzlich das Prioritätsprinzip; ein
Verbot für beide Versammlungen ist lediglich bei
einer schwerwiegenden Gefahr möglich.83

4.2 Verteilungsverfahren

aber auch jenseits des Versammlungsrechts kann
es zu echten Kollisionen kommen, wenn es um die
erteilung „konkurrierender“ sondernutzungen geht,
etwa bei der Veranstaltung von Festen oder Märk-
ten. straßenrechtlich relevant werden solche Ver-
anstaltungen, wenn sie nicht als Märkte im sinne
der GewO festgesetzt sind.84 Mit der „Verteilung“
straßenrechtlicher sondernutzungserlaubnisse
hatte sich etwa der VGH Mannheim auseinander-
gesetzt:85 ein rückgriff auf das Kriterium „bekannt
und bewährt“ ist danach ausgeschlossen, sofern
hierdurch neubewerber benachteiligt würden und
ohne echte Zulassungschance wären. Zulässige
Verteilungskriterien sind hingegen das Prioritäts-
prinzip, das losverfahren, ein rollierendes system
oder eine Kombination aller Kriterien.86

IV. Fazit

Die vielen aktuellen Beispiele belegen die grundle-
gende Bedeutung des straßenrechts bei der Ver-
wirklichung von Grundrechten. allerdings stellen
sie das straßenrechtliche nutzungsregime immer
wieder vor neue Herausforderungen. Dass das
straßenrecht nach wie vor ein adäquates steue-
rungspotenzial besitzt, haben die vielen aktuellen
Gerichtsentscheidungen aufgezeigt. etwaige lü -
cken können hier bedingt durch das straßenver-
kehrsrecht, vor allem aber durch eine ergänzende
Heranziehung des Polizeirechts geschlossen wer-
den.
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77 VGH München, nVwZ-rr 2010, 830 (832).
78 VG Köln, Urt. v. 6.7.2012 – 18 K 73/12, rn. 25 f.; VG Düs-

seldorf, Beschl. v. 20.6.2012 – 16 K 7510/11, rn. 16 – beide
Juris. Das VG Düsseldorf betont zusätzlich die gewerblichen
Zwecke, die jedoch für sich genommen bei einer abgrenzung
nach dem äußeren erscheinungsbild nicht relevant sind.

79 VG Köln, Urt. v. 06.07.2012 – 18 K 73/12, rn. 33 – Juris.
80 BVerwG, nJW 1989, 2411 (2412 ). eingehend U. sTaHlHUT,

in: KODal, straßenrecht, 7. aufl. 2010, Kap. 27 rn. 51 ff.
81 BVerfG, nVwZ 2011, 422 (424).
82 HUFen (o. Fußn. 34), § 30 rn. 25 ff.
83 HUFen (o. Fußn. 34), § 30 rn. 39.
84 Zu den Zuteilungskriterien nach der GewO J. ZIeKOW, Öf-

fentliches Wirtschaftsrecht, 2. aufl. 2010, § 10 rn. 94.
85 VGH Mannheim, nVwZ-rr 2001, 159 ff.
86 GH Mannheim, nVwZ-rr 2001, 159 (161); hierzu s. Mess-

ner, „Marktveranstaltungen“ auf der Grundlage von son-
dernutzungserlaubnissen und zulässige auswahlkriterien,
Gewarch 2002, 409 (410 f.).
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rechtsanwältin Dr. Bettina enderle, 
Frankfurt am Main

Grenzüberschreitende Infrastruk-
turen – Planungs- und natur-
schutzrechtliche Besonderheiten
Die globalisierte Welt benötigt grenzüberschreiten-
de Infrastrukturen. Dies gilt nicht nur für strom und
Gas und Datenleitungen, sondern auch für straßen
und eisenbahnen1. Im Folgenden werden einige
Überlegungen zum Thema „Grenzüberschreitende
Infrastrukturen – planungs- und naturschutzrechtli-
che Besonderheiten“ vorgestellt. Dabei kann die
autorin auf erkenntnisse aus ihrer Beratung insbe-
sondere bei der Planung der festen Fehmarnbelt-
querung zurückgreifen, die sie in den vergangenen
drei Jahren begleitet hat.

Die Darstellung gliedert sich in drei Teile: nach
einer kurzen erläuterung des Themas schnittstel-
len – „Interconnections“ – (I.) werden am Beispiel
der linienbestimmung typische abstimmungspro-
bleme, aber auch lösungsmöglichkeiten für die
Planung und Genehmigung grenzüberschreitender
Projekte aufgezeigt (II.). Der dritte Teil besteht aus

der Darstellung einer grenzüberschreitenden natu-
ra 2000-Prüfung, d. h. einer Verträglichkeitsprüfung
für FFH- und Vogelschutzgebiete (III.). Den ab-
schluss bildet ein ausblick (IV.).

I. Schnittstellen/Interconnections

1 Zeitachse

auf der Zeitachse ergeben sich schnittstellen für
die Planung, die realisierung und den Betrieb von
grenzüberschreitenden Infrastrukturen. ein Beispiel
dafür ist die Öresundquerung, eine besonders kom-
plexe Infrastruktur zwischen dem dänischen Ko-
penhagen und dem schwedischen Malmö, die aus
einer kombinierten Brücken-/Tunnellösung besteht.
Weitere Beispiele sind die geplante Feste Feh-
marnbeltquerung, der Brenner-Basistunnel und die
a 61 Kaldenkirchen-Venlo, die im april 2012 in Be-
trieb genommen wurde.

2 Inhalte

eine typische schnittstelle für ein grenzüberschrei-
tendes Projekt ist zunächst die Wahl des techni-
schen Bauwerks (z. B. Brücke oder Tunnel), seiner
über- oder unterirdischen ausführung und ausstat-
tung im einzelnen. sodann geht es um die Verknüp-
fung der Planungsverfahren auf beiden seiten der
Grenze und die Form der jeweiligen Genehmigung
(bei der Fehmarnbeltquerung Verwaltungs akte in
Deutschland und ein Planungsgesetz in Dänemark).
ein zentrales Thema für das Genehmigungsverfah-
ren – und den späteren rechtsschutz – ist das
Thema Umwelt, das sich naturgemäß nicht sinnvoll
durch staatsgebiete abgrenzen lässt. Wesentlich für
die grenzüberschreitende Betrachtung und Bewer-
tung von Umweltauswirkungen sind vor allem die
Umwelt- und die natura 2000-Verträglichkeitsprü-
fung. Der rechtsschutz wird in diesem Zusammen-
hang ebenfalls ein immer bestimmenderes Thema
durch die erweiterung der Klagerechte von Umwelt-
verbänden und deren eigene Internationalisierung.2
Die angesprochenen Themen stellen sich alle auch
bei der Planung der Festen Fehmarnbeltquerung.

II. Grenzüberschreitende
Linienbestimmung

nachfolgend wird am Beispiel einer grenzüber-
schreitenden linienbestimmung als vorbereitender
stufe der straßenplanung3 skizziert, welche rechtli-

1 Die eU hat diesen Bedarf erkannt und fördert den auf- und
ausbau transeuropäischer netze mit mehr als 50 Mrd eUr
(http://ec.europa.eu/transport/themes/infrastructure/ten-t-fun
ding-and-financing/doc/funding_figs.pdf).

2 so kann ein deutscher Umweltverband ohne weiteres in Dä-
nemark gegen die Genehmigung von Projekten mit grenz-
überschreitenden auswirkungen vorgehen, weil das däni-
sche recht dies voraussetzungslos erlaubt. Dagegen muss
sich ein ausländischer Umweltverband in Deutschland erst
beim UBa registrieren lassen, um gegen deutsche Geneh-
migungsentscheidungen vorgehen zu können. Die dänische
energieagentur hat z. B. einem estnischen naturschutzver-
band („estonian naturalists society“) Zugang zu dänischen
Gerichten wegen Umweltauswirkungen der Ostseepipeline
gewährt (eilverfahren: http://soeg.ekn.dk/afgorelser/n-Konti
nentalsoklen/2010_1111-1_gasledning_UK_49725.pdf;
Hauptsacheverfahren: http://soeg.ekn.dk/afgorelser/n-Konti
nentalsoklen/2010_1111-1_opsættende_virkning_FMD_UK_
48869.pdf).

3 Die linienbestimmung hat „innerhalb des Planungsablaufs
den Charakter einer vorbereitenden Grundentscheidung mit
allein verwaltungsinterner Bedeutung (…) und [erlangt]
rechtliche Verbindlichkeit gegenüber dem Träger der stra-
ßenbaulast sowie Dritten erst dadurch (…), dass sie in den
Festsetzungen des Planfeststellungsbeschlusses ihren nie-
derschlag findet.“ (BVerwG, Urt. v. 26. Juni 1981, az. 4 C
5.78, rn. 13 = BVerwGe 62, 324 (344); BVerwG, Urt. v. 9.
Juni 2004, az. 9 a 11/03, rn. 64 = nVwZ 2004, 1486 (1490)).



chen Probleme sich aus einer grenzüberschreiten-
den Planung ergeben und wie man diese bewälti-
gen könnte. – Beim neubau einer Bundesfernstra-
ße ist eine linienbestimmung durch den Bundes-
verkehrsminister vorgesehen, die den Trassenver-
lauf auf einem Korridor von wenigen 100 Metern
Breite festlegt4. Die entscheidung bestimmt, zwi-
schen welchen Punkten die Fernstraße angelegt
werden soll5.

1 Z-Struktur

In einigen europäischen Mitgliedstaaten gibt es
ebenfalls linienbestimmungsverfahren für Fern-
straßen.6 Für eine grenzüberschreitende Infrastruk-
tur stellt sich hier zunächst die Frage, wie eine ge-
meinsame linie bestimmt werden kann. Denn
würde jede seite ihre linie – unabgestimmt – fest-
legen, d. h. die deutsche seite die westliche linie
und die dänische seite die östliche linie, ergäbe
sich eine aus verschiedenen Gründen nicht wün-
schenswerte „Z-struktur“ für das Bauwerk.7

2 Zwangspunkt

Der Weg zu einer gemeinsamen linie könnte darin
bestehen, dass eine seite nach dem „Windhund-
prinzip“ einfach schneller plant und baut und damit
vollendete Tatsachen – sozusagen einen Zwangs-
punkt – schafft. In Deutschland gibt es zwar die
rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts

zu Zwangspunkten. Diese gilt jedoch nur für die Be-
gründung von effektiven Klagerechten betroffener
Grundeigentümer gegen vorgelagerte Planungsab-
schnitte. eine Übertragung auf andere Konstellatio-
nen wird regelmäßig abgelehnt8. Die Zwangspunkt-
rechtsprechung kann deshalb wohl nicht für eine
Beschränkung zunächst der linienbestimmung und
später des abwägungsmaterials für die Planfest-
stellung herangezogen werden. Für die deutsche
Planfeststellungsbehörde wäre deshalb eine däni-
sche linienentscheidung nicht bindend.

3 Abschnittsbildung

nun könnte man die Grundsätze der abschnittswei-
sen Planung heranziehen. Danach müssen die ein-
zelnen Planungsabschnitte eine eigenständige Ver-
kehrsbedeutung haben9 – das ist beim neubau von
grenzüberschreitenden Brücken oder Tunneln aller-
dings regelmäßig nicht der Fall (die Feste Feh-
marnbeltquerung würde zum Beispiel im Wasser
enden). es ist aber auch möglich, dass bei dem ein-
zelnen abschnitt die auswirkungen für den nachfol-
genden abschnitt geprüft werden. Dafür ist eine
Prognose erforderlich, dass der Verwirklichung des
Gesamtvorhabens – also der Fortsetzung der linie
jenseits der staatsgrenze – keine unüberwindlichen
Hindernisse entgegenstehen10. aber wie soll die
deutsche Behörde diese aussage für einen ab-
schnitt im ausland treffen? schließlich könnte das
entstehen eines Planungstorsos durch eine Be-
stimmung im Planfeststellungsbeschluss ausge-
schlossen werden, dass mit dem Bau erst begon-
nen werden darf, wenn die dortige Genehmigungs-
entscheidung bestandskräftig wird bzw. in Kraft
tritt.11 allerdings würde das zu den allseits uner-
wünschten langen Planungs- und Verfahrensdau-
ern führen.

4 Fall A 61 Kaldenkirchen – Venlo

In einer wenig beachteten entscheidung vom 14.
april 2010 hat das Bundesverwaltungsgericht den
neubau der a 61 in nrW von Kaldenkirchen bis zu
seinem anschluss an das niederländische Venlo
bzw. die Maastal-autobahn die richtung vorge-
zeichnet. Zum Fall:

Zwei landwirte machten wegen der Inanspruch-
nahme ihrer Flächen durch das Vorhaben geltend,
dass die Variantenauswahl für die linie auf einem
abwägungsausfall beruhte, der auf den Planfest-
stellungsbeschluss durchschlage. Denn die deut-
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4 BVerwG, Beschl. v. 17. Februar 1969, az. IV B 223.68 = Vrs
37, 154 (156).

5 rOnellenFITsCH, in: MarsCHall, Bundesfernstraßen-
gesetz, 6. auflage 2012, § 16, rn. 55.

6 rUBel/sIlBerMann: road planning in europe, a Case
study, leipzig 2006.

7 natürlich wäre eine ausländische Planung ein in die abwä-
gung der deutschen Planfeststellungsbehörde einzustellen-
der Belang; sie könnte jedoch im Hinblick auf eine besser mit
einem natura 2000-Gebiet vereinbare routenalternative un-
zulässig sein oder aus anderen Gründen weggewogen wer-
den. eine Z-struktur kann es im Übrigen schon aus inge-
nieurtechnischen und sicherheitsgründen nicht geben.

8 BVerwG, Urt. v. 19. Oktober 1994, az. 11 C 7/93; BayVGH,
Urt. v. 14. august 2008, 1 n 07.2753; OVG nrW Urt. v. 
7. Juni 2005, 11 a 1194/02.

9 BVerwG, Urt. v. 7. März 1997, az. 4 C 10/96 = nVwZ 1997,
914 (916).

10 BVerwG, Urt. v. 10. april 1997, 4 C 5.96 = nVwZ 1998, 508
(510).

11 Oder der lückenschluss wahrscheinlich ist (BVerwG, Urt. v.
7. März 1997, az. 4 C 10/96 = nVwZ 1997, 914 (917)).



sche Planfeststellungsbehörde habe sich an die
Festlegung einer Präferenzroute durch die Ministe-
rien auf niederländischer und deutscher seite ge-
bunden gefühlt. Dafür hatte die niederländische Be-
hörde grenzüberschreitend eine art UVP-Verfahren
durchgeführt, in dem 19 verschiedene streckenal-
ternativen und ihre auswirkungen auf die Umwelt
untersucht wurden. Die studie lag zeitgleich wäh-
rend zwei Monaten in den niederlanden und in
Deutschland zur einsicht aus, wobei verschiedene
stellungnahmen von Behörden und Privaten ein-
gingen. Im november 2002 bestimmte der nieder-
ländische Verkehrsminister im einvernehmen mit
seinem deutschen Kollegen Manfred stolpe die
Präferenztrasse. Im april 2005 wurde ein völker-
rechtlicher Vertrag über die grenzüberschreitende
Planung geschlossen, der die Trassenführung rela-
tiv genau festlegte12.

5 Eigene Verkehrsfunktion oder
Planungstorso

Das Bundesverwaltungsgericht entschied, dass
Belange auf ausländischem staatsgebiet jedenfalls
dann im deutschen Planfeststellungsverfahren zu
ermitteln und berücksichtigen seien, wenn dem
straßenabschnitt bis zur deutschen Grenze keine
eigenständige Bedeutung zukommt. Um zu verhin-
dern, dass der Teil auf dem deutschen staatsgebiet
als Planungstorso endet, musste deshalb auch die
linienführung ab der niederländischen Grenze be-
rücksichtigt werden.

Weiter durfte der Bundesverkehrsminister und spä-
ter die deutsche Planfeststellungsbehörde bei der
Zusammenstellung des abwägungsmaterials die
ergebnisse des ausländischen UVP-Verfahrens
übernehmen, ohne die ermittlungen wiederholen
zu müssen. Grundlage hierfür ist wohl – unausge-
sprochen – die Umsetzung der UVP-richtlinie13 in
beiden staaten. Diese sieht eine grenzüberschrei-

tende Beteiligung der Behörden und Öffentlichkeit
des nachbarstaates am UVP-Verfahren und mate-
rielle Mindestmaßstäbe für die UVP vor. Der Ver-
zicht auf eine eigene linienauswahl begründet in-
soweit keinen abwägungsfehler14. Denn die deut-
sche Planfeststellungsbehörde hat im Planfeststel-
lungsbeschluss das ergebnis des niederländischen
Verfahrens selbst – verbal-argumentativ – abgewo-
gen und begründet.

Mit dieser Feststellung betritt das Gericht neuland.
Die vom Bundesverwaltungsgericht eröffnete Mög-
lichkeit, die ergebnisse eines ausländischen UVP-
Verfahrens in die abwägung einzustellen, verdient
uneingeschränkte Zustimmung. Denn auf diese
Weise können die Behörden Planfeststellungsver-
fahren in zeitlicher Hinsicht wie auch im Hinblick auf
den Verwaltungsaufwand effizienter gestalten. Zu-
gleich wird so der harmonisierenden Wirkung der
UVP-richtlinie zur Geltung verholfen.

6 UVP bei der Planfeststellung

Bei der UVP im rahmen der Planfeststellung eines
grenzüberschreitenden straßenprojektes kann
grundsätzlich nichts anderes gelten. auch hier sind
deshalb Beeinträchtigungen von Belangen auf aus-
ländischem staatsgebiet zu ermitteln und bei der
planerischen abwägung zu berücksichtigen, wenn
das Projekt auf deutscher seite keine eigenständi-
ge Verkehrsfunktion hat. Darüber hinaus kann die
deutsche Planfeststellungsbehörde auf die eigene
ermittlung der betroffenen Belange durch ein UVP-
Verfahren verzichten, wenn bereits durch den aus-
ländischen Hoheitsträger ein Verfahren durchge-
führt wurde, an dem die deutschen Behörden betei-
ligt wurden und das auf der europäischen UVP-
richtlinie beruht.

7 Koordination und grenzüberschreitende
Beteiligung

Im beschriebenen Fall besteht jedoch grundsätzlich
die Problematik fort, dass die deutsche seite die er-
mittelten Tatsachen anders bewertet, von der lini-
enbestimmung der niederländischen Behörde ab-
weicht und zu einem anderen ergebnis in ihrer ab-
wägung kommen kann. Um solche divergierenden
ergebnisse und damit verbundene Verzögerungen
des Gesamtprojekts zu vermeiden, sind abge-
stimmte entscheidungen als ergebnis von Konsul-
tationen die vorzugswürdige lösung. als rechts-
grundlage stehen hier die Vorschriften des UVPG
und der UVP-richtlinie, die espoo-Konvention15
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12 BGBl II 2006, s. 86 ff.
13 richtlinie 2011/92/eU des europäischen Parlaments und des

rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro-
jekten (abl. l 26 v. 28. Januar 2012, s. 1-21).

14 BVerwG, Urt. v. 14. april 2010, az. 9 a 13/08, rn. 24 = nVwZ
2010, 1295 (1297).

15 Übereinkommen über die Umweltverträglichkeitsprüfung im
grenzüberschreitenden rahmen (BGBl II 2002, s. 1407 ff.) in
der Fassung des Zweiten espoo-Vertragsgesetzes (BGBl II
2006, s. 224 ff.).



sowie projektbezogene völkerrechtliche Verträge
oder Verwaltungsvereinbarungen zur Verfügung.
Diese werden in der Praxis durch die anwendung
von leitlinien zur espoo-Konvention ergänzt. Dar-
aus lassen sich die (frühzeitige) Beteiligung der Be-
hörden des nachbarstaates und seiner Öffentlich-
keit im Planungsprozess, die einrichtung gemein-
samer Konsultations- und entscheidungsgremien,
die Pflicht zur Übersetzung von Dokumenten und
die Kostentragung für diese ableiten. einer der er-
sten und wichtigsten schritte ist hier eine Vereinba-
rung über das „Management“ der UVP und die er-
stellung einer abgestimmten, gemeinsamen UVs.
einige erfahrungen lassen sich für die Zukunft auch
aus dem Projekt Ostseepipeline ziehen.

III. Grenzüberschreitende Natura
2000-Verträglichkeitsprüfung

1 Überblick

Kurz zusammengefasst ist es Ziel der natura 2000-
Prüfung, mögliche Beeinträchtigungen der ge-
schützten Gebiete durch Projekte im Genehmi-
gungsverfahren auszuschließen16. Die Verträglich-
keit eines Projekts mit den natura 2000-Vorgaben
wird in vier schritten geprüft17:

(1) Bei der Vorprüfung (screening) werden die na-
tura 2000-Gebiete „aussortiert“, für die das be-
antragte Vorhaben von vornherein keine er-
heblichen Beeinträchtigungen hervorrufen
kann.

(2) erheblichkeitsprüfung: Für die verbleibenden
Gebiete sind im rahmen der erheblichkeits-
prüfung mögliche Beeinträchtigungen unter
Berücksichtigung der besten wissenschaftli-
chen erkenntnisse auszuschließen. sind da-
nach erhebliche Beeinträchtigungen der erhal-
tungs- und schutzziele des jeweiligen natura
2000-Gebietes möglich, ist das Projekt grund-
sätzlich unzulässig.

(3) ausnahmsweise kann das Projekt dennoch zu-
gelassen werden, wenn die abweichungsprü-
fung ergibt, dass zwingende Gründe des über-
wiegenden öffentlichen Interesses für das Pro-
jekt sprechen und keine zumutbaren alternati-
ven gegeben sind. Bei der Beeinträchtigung
prioritärer (d. h. besonders geschützter) arten
oder lebensraumtypen muss vor der Geneh-
migungserteilung die eU-Kommission beteiligt
werden, wenn andere als besonders genannte
Gründe18 die Beeinträchtigungen rechtfertigen
sollen. Diese Prüfung ist mit einer durch-
schnittlichen Dauer von fast einem Jahr ein
wichtiger Zeitfaktor.

(4) Kohärenzmaßnahmen: sind erhebliche Beein-
trächtigungen nicht auszuschließen, muss das
natura 2000-netz durch Kohärenzmaßnah-
men gesichert werden, die bereits wirken,
wenn die Projektauswirkungen auftreten.

Bei einer grenzüberschreitenden natura 2000-Prü-
fung stellt sich die Frage nach den auswirkungen
des Projekts im nachbarstaat erneut. Dies soll
nachfolgend näher betrachtet werden.

2 Vor- und Erheblichkeitsprüfung

ein straßenvorhaben beeinträchtigt potenziell nicht
nur die durch- oder angeschnittenen natura 2000-
Gebiete, sondern auch solche Gebiete, die durch
lärm- oder luftemissionen des Verkehrs betroffen
sein können. Darüber hinaus müsste man natur-
schutzfachlich wohl auch solche Gebiete berück-
sichtigen, die etwa durch auswirkungen eines Brü -
ckenbauwerks auf den Vogelzug betroffen sein
könnten. aus Praktikabilitätsgründen wird der ra -
dius der Prüfung jedoch auf Gebiete im räumlichen
Zusammenhang des Projekts, jedoch keinesfalls
auf das staatsgebiet zu beschränken sein.

2.1 Projekt

auch hier stellt sich deshalb wieder die Frage, was
eigentlich „das Projekt“ isd § 34 abs. 1 BnatschG
ist. Handelt es sich um die halbe straße oder Brü -
cke auf der deutschen seite bis zur staatsgrenze
oder um den gesamten neubau einschließlich des
Teils im ausland? Der euGH legt den Begriff man-
gels Definition in der FFH- und Vogelschutzrichtlinie
anhand der UVP-richtlinie aus. Denn beide richtli-
nien wollen sicherstellen, dass bestimmte aktivitä-
ten, die die Umwelt oder ein bestimmtes schutzge-
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16 § 34 BnatschG.
17 leitlinie „Prüfung der Verträglichkeit von Plänen und Projek-

ten mit erheblichen auswirkungen auf natura 2000-Gebiete“
der europäischen Kommission (GD Umwelt, november
2001), s. 13 ff.; BVerwG, Urt. v. 12. März 2008, az. 9 a 3.06.

18 Dabei handelt es sich um die menschliche Gesundheit, öf-
fentliche sicherheit oder günstige auswirkungen für die Um-
welt.



biet beeinträchtigen können, nicht ohne die vorheri-
ge Prüfung ihrer auswirkungen genehmigt wer-
den.19 Den Projektbegriff hat der euGH in der
rechtssache Umweltanwalt von Kärnten gegen die
Kärntner landesregierung20 – unabhängig von den
staatsgrenzen – auf das Gesamtprojekt bezogen.

2.1.1 Umweltanwalt von Kärnten

In der entscheidung ging es um eine Hochspan-
nungsfreileitung (220 kV), die auf österreichischer
seite etwa 7 und auf italienischer seite etwa 41 km
betrug (Gesamtprojekt 48 km). Die Kärntner lan-
desregierung hatte in ihrer Genehmigung festge-
stellt, dass für das Vorhaben keine UVP durchzufüh-
ren sei, da der österreichische Teil der leitung nicht
den im UVPG vorgesehenen schwellenwert von 
15 km erreiche (anhang I UVPG nr. 20). auch regelt
die UVP-richtlinie nicht, dass die Genehmigungsbe-
hörde bei grenzüberschreitenden Projekten den an-
deren Mitgliedstaat in die UVP einbeziehen müsse.
sie ziele nur auf (nationale) Projekte mit grenzüber-
schreitenden Umweltauswirkungen. Mangels einer
besonderen Bestimmung habe daher jeder Mitglieds-
staat ausschließlich nach seinem recht zu beurtei-
len, ob ein Projekt unter anhang I der UVP-rl falle.
Der euGH hat diese auslegung unter Hinweis auf
den weitgehenden anwendungsbereich der UVP-
richtlinie, ihren Wortlaut, die Missbrauchsmöglich-
keiten und den effêt utile abgelehnt. Das bedeutet,
dass für die Frage, ob überhaupt eine UVP-Pflicht
besteht, das gesamte Projekt zu betrachten ist.21

2.1.2 Umweltauswirkungen auf einer Seite

entsprechendes gilt für das „Ob“ einer natura
2000-Prüfung. Die deutsche Planfeststellungsbe-
hörde muss eine natura 2000-Verträglichkeitsprü-
fung also auch dann durchführen, wenn die mögli-
chen Umweltauswirkungen eines deutschen Pro-
jekts allein im ausland eintreten können. – Wenn
nur der ausländische Teil des Projektes möglicher-
weise ein ausländisches natura 2000-Gebiet er-
heblich beeinträchtigt, muss dies die deutsche Be-
hörde ebenfalls berücksichtigen, weil nicht nach 
nationalen Projektteilen (stichwort „halbe Brücke“)
unterschieden werden darf.

2.1.3 Umweltauswirkungen auf beiden Seiten

Bei einem grenzüberschreitenden Projekt mit sich
kreuzenden Umweltauswirkungen, blieben die aus-
wirkungen im jeweiligen ausland ganz unberück-
sichtigt, wenn jede Behörde ihre Prüfung auf ihr
staatsgebiet beschränkt. Dies wäre mit dem Pro-
jektbegriff, wie ihn der euGH entwickelt hat, nicht
vereinbar. Prüfen demnach beide Behörden die
auswirkungen ihres Projektes im ausland mit, wer-
den dann zwar alle Projektauswirkungen, dafür
aber doppelt und durch unterschiedliche stellen, er-
fasst. Wieder besteht das risiko, dass die Geneh-
migungsbehörden zu unterschiedlichen ergebnis-
sen bei der Vor- oder erheblichkeitsprüfung kom-
men.

2.1.4 Frühzeitige Beteiligung der
ausländischen Behörden

Wenn bei den weiter zu prüfenden natura 2000-
Gebieten auch solche im ausland in Betracht kom-
men, beteiligt die deutsche Behörde die ausländi-
sche Behörde frühzeitig, um die auswirkungen des
Vorhabens auf deutscher seite auf die Umweltgüter
im ausländischen staat zu ermitteln (§ 8 UVPG22).
Die ausländische Behörde kann so zum einen be-
stätigen, dass sie sich am Verfahren beteiligen will
und zum anderen ihre Kenntnisse von den tatsäch-
lichen Gegebenheiten und den vorhandenen Daten
in das Verfahren einbringen23. Die frühzeitige Be-
teiligung allein bietet jedoch keinerlei Gewähr für
abgestimmte entscheidungen.

2.1.5 Konsultationen

Bei grenzüberschreitenden natura 2000-Prüfungen
sind deshalb Konsultationen der Genehmigungsbe-
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19 euGH, Urt. v. 7. september 2004, rs. C 127/02, rn.
26;sPrInGe, in: KODal, straßenrecht Handbuch, 7. aufla-
ge 2010, Kapitel 33, rn. 5.4.

20 euGH, Urteil vom 25. Juni 2006, rs. C-205/08.
21 Für die Feste Fehmarnbeltquerung bedeutet dies als Projekt

nach anhang I nr. 7a und 7b, dass im Hinblick auf die UVP
die gesamte Querung das Projekt darstellt.

22 Danach „unterrichtet die zuständige Behörde frühzeitig die
vom anderen staat benannte zuständige Behörde anhand
von geeigneten Unterlagen über das Vorhaben und bittet in-
nerhalb einer angemessenen Frist um Mitteilung, ob eine Be-
teiligung erwünscht wird, (…) wenn ein Vorhaben erhebliche
auswirkungen in einem anderen staat haben kann oder ein
solcher staat darum ersucht.“

23 Unterbliebe eine Beteiligung der ausländischen Behörde,
wäre dies ein Verfahrens- und materieller Fehler der natura
2000-Prüfung, wenn dies zu Defiziten in der sachverhaltser-
mittlung und -bewertung für die natura 2000-Prüfung führt.
Ggfs. lässt sich der entsprechende Fehler des Planfeststel-
lungsbeschlusse in einem ergänzenden Verfahren heilen.
solche Defizite können die naturschutzverbände erfolgreich
vor Gericht geltend machen.



hörden über die auswirkungen des Vorhabens als
Ganzes die vorzugswürdige lösung. Zugleich wäre
dies eine Möglichkeit, den aufwand der Datenerhe-
bung und -bewertung auf beiden seiten zu verrin-
gern. Dies entbindet die jeweiligen Behörden nicht
davon, ihre eigene entscheidung zu treffen. Tat-
sächlich verweisen einzelne landesnaturschutzge-
setze für die grenzüberschreitende natura 2000-
Prüfung auf § 8 UVPG24. eine weitere entlastung
des Genehmigungsverfahrens liesse sich errei-
chen, wenn bereits ein völkerrechtlicher Vertrag
über die Zusammenarbeit im Projekt detailliert Um-
fang und Verfahren der Konsultationen regelt.

2.1.6 Prüfung der Auswirkungen

Bei der Vorprüfung liegt es nahe, auf die standard-
datenbögen der ausländischen natura 2000-Gebie-
te zurückzugreifen, um jedenfalls die Gebiete aus-
schließen zu können, bei denen auf dieser Grund-
lage, d. h. verbal-argumentativ, die Möglichkeit er-
heblicher Beeinträchtigungen von vornherein aus-
geschlossen ist. Für die in der erheblichkeitsprü-
fung zu betrachtenden auswirkungen gelten stren-
gere Prüfungsanforderungen als für die Vorprüfung.
Für die verbleibenden Gebiete sind Beeinträchti-
gungen unter Berücksichtigung der besten wissen-
schaftlichen erkenntnisse auszuschließen. Hier
müssen regelmäßig aktuelle Daten über den Ver-
breitungs- und erhaltungszustand von lebens-
raumtypen und arten erhoben werden.

2.2 Abweichungsprüfung

Verbleiben Zweifel an der natura 2000-Verträglich-
keit, kann das Projekt nur noch über eine abwei-
chungsprüfung zugelassen werden (§ 34 abs. 3
und 4 BnatschG).

2.2.1 Zwingende Gründe überwiegenden
öffentlichen Interesses

Für das Vorliegen zwingender Gründe des über-
wiegenden öffentlichen Interesses muss nach der
entscheidung des euGH „Umweltanwalt von Kärn-
ten“ auf das gesamte Projekt abgestellt werden.
Um divergierende Bewertungen der Genehmi-
gungsbehörden zu vermeiden – insbesondere,
wenn prioritäre arten betroffen sind –, sollte auch
insoweit eine Konsultation zwischen den mitglied-
staatlichen Genehmigungsbehörden erfolgen. ein
völkerrechtlicher Vertrag über ein grenzüberschrei-
tendes Projekt allein liefert weder einen solchen

Grund für die abweichungsprüfung und ist auch
kein ersatz für die abwägung des rechtfertigenden
Grundes mit dem Integritätsinteresse des natura
2000-Gebietes.

2.2.2 Alternativenprüfung

entsprechendes gilt für die alternativenprüfung. Die
Projektalternativen sind ebenfalls naturschutzfach-
lich zu untersuchen. In diesem Punkt führen unter-
schiedliche ergebnisse zum scheitern des Pro-
jekts. Deshalb sind hier – wie bei den vorherigen
Prüfungsschritten – eine frühzeitige Beteiligung und
Konsultationen mit den Behörden auf der anderen
seite der Grenze erforderlich.

2.3 Kohärenzmaßnahmen

Kohärenzmaßnahmen dienen dem ausgleich der
erheblichen Beeinträchtigungen eines natura
2000-Gebietes durch ein Projekt25. sie sollen den
naturschutzfachlichen Wertverlust des beeinträch-
tigten Gebietes ausgleichen und dadurch den Zu-
sammenhang des natura 2000-netzes sichern26.

2.3.1 Spiegelbild der Erheblichkeitsprüfung

Kohärenzmaßnahmen sind das spiegelbild der er-
heblichkeitsprüfung: art und Umfang der zu ergrei-
fenden Maßnahmen werden von art und Umfang
der erheblichen Beeinträchtigungen bestimmt. Bei
grenzüberschreitenden Projekten wirken sich un-
terschiedliche ergebnisse der erheblichkeitsprü-
fung somit auch auf die Festlegung der Kohärenz-
maßnahmen aus.

2.3.2 Unterschiedliche naturschutzfachliche
Bewertung

Jedoch selbst wenn beide Behörden in der Beurtei-
lung der erheblichen Beeinträchtigungen überein-
stimmen, können sie zu unterschiedlichen ergeb-
nissen bei der naturschutzfachlichen Wertigkeit der
vorgesehenen Kohärenzmaßnahmen kommen.
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24 so in schleswig-Holstein und sachsen, während Baden-
Württemberg den Verweis nicht auf die Konsultationen nach
§ 8 abs. 2 UVPG erstreckt.

25 § 34 abs. 5 BnatschG.
26 BVerwG, Urt. v. 17. Januar 2007, az. 9 a 20.05, rn. 150 =

nVwZ 2007, 1054 (1072).



2.3.3 Rechtliche Absicherung auf fremdem
Staatsgebiet

Um dies zu vermeiden, sollten auch die Kohärenz-
maßnahmen im rahmen des Konsultationsverfah-
rens zwischen den Behörden der beteiligten staa-
ten abgestimmt werden. Bei Durchführung der 
Kohärenzmaßnahmen auf fremdem staatsgebiet
zählen zur rechtlichen absicherung der Grund-
stückserwerb oder die Bestellung dinglicher rechte
oder ggfs. der abschluss eines öffentlich-recht -
lichen Vertrages mit den dortigen Hoheitsträgern.
Zugleich wird so eine effiziente grenzüberschreiten-
de Beurteilung und Bewältigung der naturschutz-
fachlichen auswirkungen des Projekts möglich.

2.3.4 Vollstreckung

Darüber hinaus kann im rahmen des Konsultati-
onsverfahrens auch die rechtliche absicherung der
Durchführung der Kohärenzmaßnahmen sowie
deren Vollstreckung abgestimmt werden.

IV. Ausblick

1 Fehlen ausreichender
verfahrensrechtlicher Bestimmungen

Grenzüberschreitende Projekte stellen die bisheri-
gen regelungsmechanismen des nationalen Pla-
nungs- und naturschutzrechts vor besondere He -
rausforderungen. Insbesondere für die UVP- und
natura 2000-Verträglichkeitsprüfung fehlen – abge-
sehen von einzelnen regelungen im UVPG und im
landesrecht – ausreichende verfahrensrechtliche
Bestimmungen zu grenzüberschreitenden Projek-
ten.

2 Regelung auf EU- oder nationaler Ebene

Diese lücke sollte durch eine entsprechende er-
gänzung der UVP- und FFH-richtlinien geschlos-
sen werden, damit in allen Mitgliedsstaaten der eU
die notwendige rechtssicherheit für die Zulassung
grenzüberschreitender Projekte gewährleistet ist.
eine solche regelung sollte konkrete Vorgaben
zum Verfahren, zur Übernahme von naturschutz-
fachlichen Prüfungsergebnissen des nachbarstaa-
tes und zur Konsultation zwischen den zuständigen
Behörden der beteiligten staaten enthalten. auf
diese Weise lassen sich widersprechende ergeb-
nisse in den jeweiligen Genehmigungsentscheidun-
gen vermeiden. lässt sich eine solche regelung

auf europäischer ebene nicht erreichen, könnte zu-
mindest eine ergänzung im UVPG und Bundes -
naturschutzgesetz rechtssicherheit auf nationaler
ebene schaffen.

3 Die Rolle der Rechtsprechung

Die umfangreiche rechtsprechung der Verwal-
tungsgerichte zur natura 2000-Verträglichkeitsprü-
fung bei deutschen Projekten zeigt deutlich, dass
ein rechtssicherer rahmen für grenzüberschreiten-
de Verträglichkeitsprüfungen erforderlich ist, wenn
Vorhaben nicht die gleiche Odyssee durchlaufen
sollen wie z. B. die autobahnabschnitte der a 44 bei
Hessisch lichtenau. Dies gilt jedenfalls so lange,
wie die deutsche rechtsprechung ihre Prüfungstie-
fe bei der natura 2000-Prüfung nicht wie andern-
orts zugunsten einer mehr prozeduralen Überprü-
fung ändert. Vielen Dank!
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Das Netzausbaubeschleuni-
gungsgesetz (NABEG) 2011 – 
Modellfunktion für das Fach -
planungsrecht?

I. Das Energiewendepaket 2011 –
Gesetzgebung im
Beschleunigungsrausch

Die reaktorkatastrophe in Fukushima hat in
Deutschland nicht nur die friedliche nutzung der
atomkraft, sondern mittelbar auch das bisherige
Planungsrecht für linienförmige Infrastrukturvorha-
ben in Frage gestellt. als experimentierlabor für die
Weiterentwicklung des Fachplanungsrechts fun-
giert dabei das Zulassungsrecht für stromleitun-
gen, da im Zuge der energiewende ein massiver
ausbau der Höchstspannungsnetze unabdingbar
erscheint, um einerseits nach einem zeitnahen aus-
stieg aus der atomwirtschaft den durch Windkraft-
anlagen erzeugten strom aus norddeutschland in
den süden zu transportieren und anderseits die
Voraussetzungen für einen europäischen Binnen-
markt für energie zu schaffen. Im Hinblick auf den
zuletzt lahmenden netzausbau hat der Gesetzge-
ber im sommer 2011 als Teil des Gesetzespaktes
zur energiewende1 durch Änderungen des enWG
und dem erlass des netzausbaubeschleunigungs-
gesetzes (naBeG) ein neuartiges Planungsregime
geschaffen, das die Dauer der Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren stark reduzieren soll. Der er-
lass des Gesetzespakets erfolgte dabei in einem
geradezu atemberaubenden Tempo, bei dem zwi-
schen der Vorlage eines ersten eckpunktepapiers2

am 21. März und der Verabschiedung im Juli gera-
de einmal ein viertel Jahr lag.3 nie zuvor wurde ein
derart bedeutsames Infrastrukturgesetz in einem
solchen Tempo und ohne nennenswerte Diskussion
konzipiert und verabschiedet. nicht überraschend
sind daher die im schrifttum verspätet geführten
rechtspolitischen und -dogmatischen Diskussionen
über zahllose Detailfragen. Der folgende Beitrag
konzentriert sich auf die neu geschaffene „Bundes-
fachplanung“ als derjenigen planungsrechtlichen
neuerung des energiewendepakets, bei der die In-
fragestellung der bisherigen rechtsstrukturen am
augenfälligsten ist. Der Beitrag will die rechtswir-
kungen der Bundesfachplanung dogmatisch im be-

stehenden Planungsrecht verorten und auf dieser
Grundlage die potenzielle Vorbildfunktion dieser
Konzeption für das Fachplanungsrecht bewerten.

II Der Vergleichsmaßstab der
bisherigen Rechtslage

Zum besseren Verständnis ist das Gesetz zunächst
mit der bisherigen rechtslage zu vergleichen: seit
2001 hatte der Bund die Zulassung von leitungsan-
lagen immer stärker jenem Modell angenähert, das
im sonstigen Infrastrukturbereich und voll ausgebil-
det vor allem im Fernstraßenrecht4 praktiziert wird.

1 Das herkömmliche System der
Fachplanung am Beispiel der
Fernstraßen

Hier erstellt der Bund zunächst auf der Grundlage
von Bedarfsanmeldungen – Kritiker sagen nicht
ganz unberechtigt: wie auf einem Basar – den Bun-
desverkehrswegeplan. Für einen Teil der entspre-
chenden Vorhaben schreibt der Bundestag an-
schließend im Fernstraßenausbaugesetz den Be-
darf verbindlich fest (§ 1 abs. 2 FstrabG). Dem
folgt ein raumordnungsverfahren, das das Vorha-
ben mit den erfordernissen der raumordnung ab-
stimmt.5 anschließend oder auch parallel erfolgt
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1 Gesetz v. 28.7.2011 (BGBl. I s. 1690); ein Überblick findet
sich bei D. sellner/F. FellenBerG, atomausstieg und
energiewende 2011 – das Gesetzespaket im Überblick,
nVwZ 2012, 332 ff.

2 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi),
eckpunkte für ein netzausbaubeschleunigungsgesetz
(naBeG) v. 21.3.2011.

3 Vgl. den detaillierten Überblick und Kritik dazu bei K. 
sCHÖnenBrOICHer, rechtsabenteuer naBeG. Übereil-
tes Gesetzgebungsverfahren zum ausbau der Hochspan-
nungsnetze, Publicus 2011.10, 8 ff.; Unabhängiges Institut
für Umweltfragen (UfU), (Kurz-)stellungnahme zum arbeits-
entwurf eines Gesetzes zur netzausbaubeschleunigung
(naBeG) v. 30.05.2011/01.06.2011, s. 1.

4 Vgl. dazu Bundesministerium für Umwelt, naturschutz und
reaktorsicherheit (Hrsg.), Umweltgesetzbuch (UGB-Kome),
1998, s. 1324 ff.; e. BOGs: Die Planung transeuropäischer
Verkehrsnetze, 2002, s. 201 ff.; tatsächliche Defizite dieses
Vorgehens untersucht D. leWIn, Gestufte Planung von Bun-
desverkehrswegen, 2003, s. 32 ff.; kritische Überlegungen
zum Vorbildcharakter für das energierecht finden sich bei 
J.-P. sCHneIDer: Planungs-, genehmigungs- und natur-
schutzrechtliche Fragen des netzausbaus, 2010, s. 6 ff.

5 Umfassend dazu K. GOPPel, in: sPannOWsKY/
rUnKel/GOPPel, rOG, 2010, § 15 rn. 17 ff.; U. HÖHn-
BerG, in: arl (Hrsg.), Grundriss der raumordnung und
raumentwicklung, 2011, s. 501 ff.



nach § 16 abs. 1 FstrG die linienbestimmung
durch das Bundesverkehrsministerium.6 Gleichzei-
tig werden oft flankierende Planungen durchge-
führt, um das Vorhaben zu sichern: so soll die
Fernstraße nach § 5 abs. 4 BauGB nachrichtlich 
in den Flächennutzungsplan übernommen werden,
oder es werden raumordnungsziele aufgestellt, 
um die Trasse freizuhalten.7 als letzte stufe folgt
dann die außenverbindliche Planfeststellung nach
§ 17 FstrG, gleichsam die Baugenehmigung für die
straße. Praktisch alle dieser stufen sehen eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vor.

2 Netzplanung außerhalb des NABEG

Diesem Modell hat sich das energierechtliche Zu-
lassungsrecht über ein Jahrzehnt immer stärker an-
genähert: Zuletzt hatte der Gesetzgeber 2009 –
wenn auch eher halbherzig – durch das energielei-
tungsausbaugesetz (enlaG) den einstieg in die
gesetzliche Bedarfsplanung vollzogen.8 Im Übrigen
war bereits seit Jahrzehnten für energiefreileitun-
gen ein raumordnungsverfahren durchzuführen 
(§ 1 nr. 14 roV), und seit 2001 sind anlagen des

Hochspannungsnetzes nach § 43 satz 1 nr. 1
enWG zudem planfeststellungspflichtig.9 nach die-
sem ersichtlich dem Vorbild des straßenrechts ver-
pflichteten Modell wurde bislang verfahren, und
auch künftig gilt dieses Modell – ergänzt allerdings
durch eine über den anwendungsbereich des
naBeG hinausgehende Bedarfsplanung – weiter-
hin für all jene leitungen, die nicht vom naBeG er-
fasst werden, also für die Mehrzahl der zu errich-
tenden Trassen.10

3 Das neue Stufenmodell des
Energiewendepakets

Demgegenüber tritt für die länderübergreifenden
oder grenzüberschreitenden naBeG-leitungen an
die stelle des bisherigen ein völlig neues sechsstu-
figes Modell: Zunächst wird die bislang stark durch
politische erwägungen geprägte erste Phase der
gesetzlichen Bedarfsplanung durch eine gemeinsa-
me netzausbauplanung aller netzbetreiber ersetzt.
nach § 12a enWG erarbeiten die Übertragungs-
netzbetreiber hierfür jährlich einen gemeinsamen
szenariorahmen, der die Bandbreite wahrscheinli-
cher entwicklungen und die letztlich wahrscheinli-
che entwicklung für die nächsten zwanzig Jahre
darstellt. Die regulierungsbehörde gibt der Öffent-
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ichkeit Gelegenheit zur Kritik des szenario -
ahmens und kann diesen eigenverantwortlich mo-

difizieren. Der erste szenariorahmen wurde im De-
zember 2011 genehmigt.11 auf dieser Grundlage
egen die Übertragungsnetzbetreiber dann ab die-
sem Kalenderjahr jährlich einen nationalen netz-
entwicklungsplan vor, der alle im nächsten Jahr-
zehnt erforderlichen Maßnahmen enthält, nament-
ich die erforderlichen ausbaumaßnahmen, jedoch
noch keine konkreten Trassenverläufe. Wiederum
sind Öffentlichkeit, nachgelagerte netzbetreiber
und Träger öffentlicher Belange zu beteiligen. Die
regulierungsbehörde kann anschließend Änderun-
gen verlangen. auf dieser Grundlage haben die
Übertragungsnetzbetreiber am 15. august 2012
einen überarbeiteten netzentwicklungsplan strom
2012 veröffentlicht.12 nach einer weiteren Öffent-
lichkeitsbeteiligung, die auch den durch die Bun-
desnetzagentur begleitend erstellten Umweltbericht
zum Gegenstand hatte, wurde der netzentwick-
lungsplan am 25. november bestätigt und tags da -
rauf der Bundesregierung übergeben.13 auf dieser
Grundlage soll der Bundestag zeitnah den Bundes-
bedarfsplan als Gesetz erlassen und damit für die
Zulassungsverfahren den Bedarf verbindlich fest-
stellen.
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6 näher a. leUe: Vorbereitende überörtliche straßenplanung
in: KODal, straßenrecht, 7. aufl. 2010, Kapitel 35 rn. 1 ff.
J. KÜHlInG/n. HerMann, Fachplanungsrecht, 2. aufl
2000, rn. 247 ff.

7 Zu letzterem näher KÜHlInG/HerMann (o. Fußn. 6)
rn. 251.

8 Dazu C. D. HerManns/C. aUsTerMann: Das neue ener
gieleitungsausbaugesetz – Beschleunigung des ausbaus
des Hochspannungsnetzes unter besonderer Berücksichti
gung des einsatzes von erdkabeln, nds VBl. 2010, 175 ff.
C. PIelOW, in: sÄCKer (Hrsg.): Berliner Kommentar zum
energierecht, 2. aufl. 2010, § 43 enWG, rn. 3 ff. und 10a
G. sCHIller: Praxisprobleme bei der Planfeststellung von
energiefreileitungen, UPr 2009, 245 f.

9 Zu den damaligen neuerungen G. HerMes/M. PÖCKer
Die neue Fachplanung für leitungsvorhaben, rde 2002
85 ff.; F. KrIeGlsTeIn: Die Zulassung von Hochspan
nungsfreileitungen im liberalisierten strommarkt, UPr 2003,
17 ff.

10 J. HennInG/H. lÜHMann: raumordnungs- und Planfest-
stellungsverfahren für den aus- und Umbau der Hochspan-
nungsnetze, UPr 2012, 81 ff.

11 Vgl. die Presseerklärung der Bundesnetzagentur v.
7.12.2011, „Genehmigung des szenariorahmens zur ener-
giewirtschaftlichen entwicklung nach § 12a enWG“.

12 Vgl. die Presseerklärung der Bundesnetzagentur v.
16.8.2012, „Bundesnetzagentur erhält von den Übertra-
gungsnetzbetreibern überarbeiteten netzentwicklungsplan
strom 2012“.

13 Vgl. die Presseerklärung der Bundesnetzagentur v.
26.11.2012, „ Bundesnetzagentur legt entwurf für Bundesbe-
darfsplan vor“.



Im Hinblick auf die dann anstehende Phase der
Verwirklichung der im Bundesbedarfsplan als län-
derübergreifend oder grenzüberschreitend gekenn-
zeichneten Höchstspannungsleitungen ist das zen-
trale element des Gesetzentwurfs die Untergliede-
rung der Zulassung in eine verbindliche Grobtras-
senplanung und eine parzellenscharfe Planfeststel-
lung. Die grobe „Bundesfachplanung“ durch die
Bundesnetzagentur soll die 500 bis 1.000 Meter
breiten Trassenkorridore14 für nachfolgende Ver-
fahren bindend festlegen und insoweit auch die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung abarbeiten. ab dann steht
die grobe Trasse fest. Gegenüber Betroffenen ent-
faltet diese Festlegung nach der ausdrücklichen
Vorgabe in § 15 abs. 3 satz 1 naBeG aber noch
keine unmittelbare rechtswirkung. Die anschlie-
ßende Planfeststellung – bei der noch unentschie-
den ist, ob sie von den ländern, oder ebenfalls von
der Bundesnetzagentur betrieben wird – reduziert
sich damit auf eine Detailplanung.

Kennzeichen des Modells sind damit eine deutlich
formalisiertere Bedarfsfestlegung und eine inhaltli-
che aufwertung der Grobplanung zu lasten der
Planfeststellung – beides schritte, die Mängel des
bisherigen system beheben sollen. Im Übrigen ist
hervorzuheben, dass die Betreiber gezwungen
werden können, die nach dem netzentwicklungs-
plan erforderlichen ausbaumaßnahmen zeitnah zu
verwirklichen, entsprechende anträge zu stellen
und die Investitionen zu treffen.15 solche schritte
sind nicht mehr – wie bislang – Unternehmerent-
scheidungen, sondern regulierungsrechtlich durch-
setzbare Pflichten der Betreiber.16

III. Offene Verfassungsfragen

Diese neuregelungen werfen in mehrfacher Hin-
sicht verfassungsrechtliche Fragen auf, denen sich
der Verfasser in zwei aufsätzen gewidmet und ent-
sprechende Zweifel formuliert hat:17 Das Gesetz
überträgt abweichend von dem Grundsatz der län-
derexekutive die Planung und potenziell auch die
Zulassung der Höchstspannungsnetze von den
ländern auf den Bund, ohne dass das Grundgesetz
hierfür wie z. B. in art. 89 für den Wasserstraßen-
bereich oder in art. 87e für den Bereich der eisen-
bahnen eine Verwaltungskompetenz enthält. Diese
Fragen soll der folgende Beitrag jedoch nicht weiter
vertiefen, weil neben den bereits genannten Kom-
petenzen auch im straßenbereich mit art. 90 abs. 3
eine klare, wenn auch restriktive regelung zur
Übernahme von Bundesfernstraßen in bundeseige-

ne Verwaltung besteht18 und ein solcher schritt
derzeit ohnehin nicht zur Debatte steht. Ähnliches
gilt für das völlig neue system der netzausbaupla-
nung, die letztlich durch die Bundesnetzagentur so
geprägt wird, dass ihre Konzeption im Bundestag
inhaltlich kaum mehr beeinflusst werden kann. Weil
mit dieser Konzeption auch erhebliche föderale und
gesellschaftliche Umverteilungen verbunden sind,
zeigt sich darin eine problematische Verlagerung
strukturpolitischer Fragen in die exekutive zu la-
sten des Parlaments.19 aber auch diese vielleicht
eher politische Verfassungsfrage soll hier nicht be-
handelt werden, weil eine Bedarfsregulierung
weder im Bereich der straßenplanung, noch in den
anderen Infrastrukturbereichen auf der Tagesord-
nung steht.

IV. Das NABEG im System der
Raumplanung

1 Das Vorbildpotenzial der
Bundesfachplanung

eine potenzielle Modellfunktion für das straßenpla-
nungsrecht Fachplanungsrecht hat demgegenüber
das neue Zusammenspiel aus einer Grob- und
einer Detailplanung und die vorgelagerte nach
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14 so die Vorgabe der Gesetzbegründung BT-Drucks. 17/6073,
s. 23.

15 ausführlich dazu a. Glaser: Das netzausbauziel als He -
rausforderung für das regulierungsrecht, DVBl. 2012, 1283
(1285); K. BeCKMann: Das neue atomausstiegsrechtliche
Begleitgesetz des netzausbaubeschleunigungsgesetz
(naBeG) – ein Gesetz mit Mängeln in der effektivität und
der Verfahrensbeschleunigung? Vr 2011, 365 (367).

16 Vgl. etwa M. KMenT: Vorbote der energiewende in der Bun-
desrepublik Deutschland: das netzausbaubeschleunigungs-
gesetz, 2011, 341 (343 ff.); C. MOenCH/M. rUTTlOFF:
netzausbau in Beschleunigung, nVwZ 2011, 1040 (1040).

17 W. DUrner: Die aktuellen Vorschläge für ein netzausbau-
beschleunigungsgesetz (naBeG) – Bewertung der Verfas-
sungsmäßigkeit und des Beschleunigungspotenzials, DVBl.
2011, 853 ff.; ders., Vollzugs- und Verfassungsfragen des
naBeG, nur 2012, 369 ff.; zur Gegensicht etwa M. aPPel:
neues recht für neue netze – das regelungsregime zur Be-
schleunigung des stromnetzausbaus nach enWG und
naBeG, UPr 2011, 406 (410 ff.); ders./a. eDInG: Verfas-
sungsrechtliche Fragen der Verordnungsermächtigung des §
2 II naBeG, nVwZ 2012, 343 ff.

18 Zum Kontext statt vieler r. BarTlsPerGer: Das Fernstra-
ßenwesen in seiner verfassungsrechtlichen Konstituierung,
2006, s. 29 ff.

19 näher K. F. GÄrDITZ: Die entwicklung des Umweltrechts im
Jahr 2011: Umweltpolitische Herausforderungen zwischen
Partizipation, Wutbürgertum und energiewende, ZfU 2012,
249 (272 f.), sowie bereits DUrner (o. Fußn. 17), 371.



innen verbindliche Festsetzung der Grobtrasse
durch den Bund. Gerade dieser ansatz ist der er-
klärte Versuch, einige Mängel des bisherigen Zu-
lassungsregimes für Infrastrukturvorhaben zu be-
heben. Die Hauptschwäche des bestehenden
rechts sah der Gesetzgeber darin, dass im Plan-
feststellungsverfahren regelmäßig dieselben Fra-
gen nochmals behandelt werden, die zuvor Gegen-
stand des raumordnungsverfahrens waren.20 sei-
nem eigenen anspruch nach ist das naBeG damit
das Infrastrukturgesetz der Zukunft. Tatsächlich
gab es bei seiner einbringung 2011 Vorschläge, zu-
gleich das raumordnungsverfahren komplett abzu-
schaffen und damit auf einen schlag die gesamte
Infrastrukturzulassung zu reformieren. sollte der
Gesetzgeber – dies wäre dann die schlussfrage
unter V. – auf diesem Weg fortfahren?

Dieses Modell ist keineswegs ein völlig neuer an-
satz, sondern beruht auf durchaus bekannten leit-
vorstellungen. so plädierte etwa numberger im
rahmen des Forschungsseminars 2009 dafür, die
regeln über den gesetzlichen Bedarfsplan, die 
linienbestimmung und das raumordnungsverfah-
ren durch eine politisch verantwortete, auf Grundla-
ge einer Umweltprüfung erfolgte Festlegung eines 
500 m breiten Bandes zu ersetzen, das die Tras-
senbreite samt anbauverboten beinhalten sollte.21

Diese Trassenentscheidung sollte – anders als im
naBeG – für Gemeinden, Verbände und Betroffene
uneingeschränkt objektiv anfechtbar sein. erst
nach Bestandskraft sollte die Detailplanung erfol-
gen.

Von diesem und ähnlichen älteren Vorschlägen 
z. B. für eine „standortvorsorgeplanung für umwelt-
relevante Großvorhaben“22 unterscheidet sich das
Modell des naBeG zum einen durch die Hochzo-
nung der Zuständigkeit auf den Bund und zum an-
deren dadurch, dass § 15 naBeG die Grobplanung
zwar für bindend erklärt, ihr gegenüber aber jeden
prinzipalen rechtsschutz ausschließt.23 Die Grob-
trassierung ist zwar strikt verbindlich, jedoch nicht
unmittelbar anfechtbar.

2 Die Einordnung des Modells der
Bundesfachplanung

Über die dogmatische einordnung dieses Modells
ist in den letzten Monaten kontrovers diskutiert wor-
den.

2.1 Elemente des Raumordnungsverfahrens
im NABEG

Die Bundesfachplanung weist auf den ersten Blick
erhebliche Ähnlichkeiten mit dem raumordnungs-
verfahren auf. Im ersten entwurf des Gesetzes
wurde sie sogar noch explizit als „bundeseinheitli-
che Prüfung der raumverträglichkeit“ bezeich-
net.24 Obwohl bereits der zweite entwurf den Ge-
genstand der entsprechenden Prüfungen bewusst
erweiterte, sind die Parallelen weiterhin evident: 
§ 5 abs. 1 naBeG enthält Vorgaben zum „Inhalt der
Bundesfachplanung“, die wörtlich dem in § 15 rOG
normierten raumordnungsverfahren entlehnt sind.
Gemäß § 5 abs. 1 satz 3 naBeG prüft die Bun-
desnetzagentur im rahmen der realisierbarkeit
des Vorhabens in einem Trassenkorridor „insbe-
sondere die Übereinstimmung mit den erfordernis-
sen der raumordnung“. Und weiter sind nach satz
4 Gegenstand der Prüfung „auch etwaige ernsthaft
in Betracht kommende alternativen von Trassen-
korridoren.“

Diese Vorgaben sind nahezu wortgleich mit § 15
abs. 1 rOG, wonach im Zentrum der Prüfung der
raumverträglichkeit insbesondere „die Überein-
stimmung mit den erfordernissen der raumord-
nung“ steht. Gegenstand der Prüfung sind nach
satz 3 zudem auch hier „die vom Träger der Pla-
nung oder Maßnahme eingeführten standort- oder
Trassenalternativen.“ Konsequenterweise schließt
daher § 28 satz 1 naBeG für die errichtung von
leitungen, die der Bundesfachplanung unterliegen,
die Durchführung eines raumordnungsverfahrens
aus – die Bundesfachplanung tritt also an dessen
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20 näher sachverständigenrat für Umweltfragen (srU), Wege
zur 100 % erneuerbaren stromversorgung, sondergutachten
2011, s. 509; sCHneIDer (o. Fußn. 4), s. 54.

21 U. nUMBerGer: straßenplanung zwischen Individual-
rechtsschutz und Partizipation an der Verwirklichung des Ge-
meinwohls. In: DUrner (Hrsg.): Die Zukunftsfähigkeit der
Planfeststellung, 2010, s. 39 (47 f.).

22 Vgl. etwa W. BlÜMel: Die standortvorsorgeplanung für
Kernkraftwerke und andere umweltrelevante Großvorhaben
in der Bundesrepublik Deutschland, DVBl. 1977, 301 ff.;
nachweise zu weiteren Vorschlägen bei DUrner (o. Fußn.
17), 860.

23 Überwiegend wird die Beschränkung auf eine Inzidentkon-
trolle für verfassungsrechtlich zulässig erachtet, vgl. aPPel
(o. Fußn. 17), 413; ders., Die Bundesfachplanung nach §§ 4
ff. naBeG – rechtsnatur, Bindungswirkungen und rechts-
schutz, er 2012, 3 (6 f.); W. erBGUTH: Trassensicherung
für Höchstspannungsleitungen: systemgerechtigkeit und
rechtsschutz, DVBl 2012, 325 (327 f.); GÄrDITZ (o. Fußn.
19), 267; Bedenken äußern hingegen MOenCH/rUTTlOFF
(o. Fußn. 16), 1043.

24 so die Gesetzesbegründung BT-Drucks. 17/6073, s. 1.



stelle. auch in der ausgestaltung des rechtsschut-
zes folgt § 15 abs. 3 satz 2 naBeG dem Vorbild
des § 16 abs. 3 UVPG und sieht nahezu wortgleich
vor, dass die entscheidung über die Bundesfach-
planung ebenso wie jene des raumordnungsver-
fahrens nur im rahmen des rechtsbehelfsverfah-
rens gegen die Zulassungsentscheidung für die je-
weilige ausbaumaßnahme überprüft werden kann.

Vor diesem Hintergrund hat u. a. erBGUTH25 die
naheliegende These vertreten, die Bundesfachpla-
nung sei „instrumentell“ nichts anderes als ein
raumordnungsverfahren, bei dem im fachplaneri-
schem Gewand und durch eine Fachbehörde
raumordnung betrieben werde. Mit Verweis auf die
Identität der Prüfgegenstände und die Zuständig-
keit der Bundesnetzagentur wird plakativ zum Teil
auch von einem „Bundesraumordnungsverfahren“
gesprochen.26

2.2 Elemente der Linienbestimmung im
NABEG

Deutliche Ähnlichkeiten weist die Bundesfachpla-
nung freilich auch mit einem weiteren dem 
Planungsrecht wohlbekannten Institut auf: nach 
§ 5 abs. 1 satz 1 naBeG bestimmt die Bundes-
netzagentur in der Bundesfachplanung „Trassen-
korridore von im Bundesbedarfsplan aufgeführten
Höchstspannungsleitungen“; diese Bundesfachpla-
nungen haben nach § 15 abs. 1 satz 2 naBeG
„grundsätzlich Vorrang vor landesplanungen.“ Das

entspricht nahezu wortgleich den regelungen in 
§ 16 FstrG, nach dessen abs. 1 satz 1 das Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und stadtentwick-
lung „die Planung und linienführung der Bundes-
fernstraßen“ bestimmt, die dann nach abs. 3 satz 3
wiederum „grundsätzlich Vorrang vor Orts- und
landesplanungen“ haben. Wortgleich sind auch in-
soweit die regelungen zum ausschluss einer prin-
zipalen Kontrollmöglichkeit einerseits in § 15 abs. 5
UVPG und andererseits in § 15 abs. 3 satz 1
naBeG.

angesichts dieser erneut augenfälligen Ähnlichkei-
ten erklären etwa sTeInBerG, WICKel und 
MÜller27, die Festlegung der Trassenkorridore
nach dem naBeG erfolge „ähnlich wie bei der 
linienbestimmung für Bundesfernstraßen“. Damit
findet sich eine zweite ansatzmöglichkeit, um die
Bundesfachplanung im bestehenden system zu
verorten.

2.3 Elemente der raumordnerischen
Zielbindung im NABEG

Darüber hinaus ist indes noch eine dritte Parallele
der Bundesfachplanung zum bestehenden raum-
planungsrecht erkennbar, die im Wortlaut des
naBeG weniger zum Vorschein tritt und bislang
auch noch nicht gesehen wurde: es war eine der
großen Korrekturen des zweiten Gesetzentwurfs
zum naBeG, dass die ursprüngliche raumverträg-
lichkeitsprüfung – die im ersten entwurf im Hinblick
auf ihr Prüfprogramm wohl tatsächlich nur als ver-
kapptes raumordnungsverfahren des Bundes kon-
zipiert war28 – auf eine vollständige abwägungs-
entscheidung erweitert wurde. nach dem beste-
henden § 5 abs. 1 satz 2 naBeG prüft die Bun-
desnetzagentur in der Bundesfachplanung nun-
mehr vollständig, ob der Verwirklichung des Vorha-
bens in einem Trassenkorridor überwiegende öf-
fentliche oder private Belange entgegenstehen; ge-
boten ist damit eine umfassende planerische ab-
wägung. nur auf dieser Grundlage der somit ange-
ordneten umfassenden abwägung aller betroffenen
Belange lässt sich nämlich verfassungsrechtlich die
regelung in § 15 abs. 1 satz 1 naBeG vertreten,
nach der die entscheidung nach § 12 für die Plan-
feststellungsverfahren nach §§ 18 ff. verbindlich
ist.29

In der sache entspricht dies dem anforderungs-
und Wirkungsprofil standortbezogener raumord-
nungsziele. Für diese fordert § 7 abs. 1 satz 1
rOG, dass bei der aufstellung der raumordnungs-

35

25 W. erBGUTH: energiewende: großräumige steuerung der
elektrizitätsversorgung zwischen Bund und ländern, nVwZ
2012, 326 (328); vgl. zudem ders, (o. Fußn. 23), 325 f. 

26 so J. WaGner,in: HOPPe/BeCKMann (Hrsg.), UVPG, 4.
aufl. 2012, § 16 rn. 103; ähnlich r. sTeInBerG/M. WIK-
Kel/H. MÜller, Fachplanung, 4. aufl. 2012, § 7 rn. 129;
von einem „modifizierten raumordnungsverfahren“ bzw.
einem „raumordnungsverfahren auf Bundesebene“ spre-
chen auch C. CallIess/M. DrOss: neue netze braucht
das land: Zur neukonzeption von energiewirtschaftsgesetz
und netzausbaubeschleunigungsgesetz (naBeG), JZ 2012,
1002 ff. in Fn. 14 und Fn. 20.

27 sTeInBerG/WICKel/MÜller (o. Fußn. 26), § 7 rnr. 129;
Parallelen sehen ebenso K. J. GrIGOleIT/C. WeIsensee:
Das neue Planungsrecht für elektrizitätsnetze, UPr 2011,
401 (402); sellner/FellenBerG (o. Fußn. 1), 1031.

28 Kritisch im Hinblick auf das verfassungsrechtlich verbürgte
„recht auf abwägung“ DUrner (o. Fußn. 17), 856; zustim-
mend GrIGOleIT/WeIsensee (o. Fußn. 27), 403. 

29 so bereits DUrner (o. Fußn. 17), 856; in Bezug auf die
raumordnerische Bindung und abwägung C. FranZIUs,
stuttgart 21: eine epochenwende? Gewarch 2012, 225
(226).



pläne die öffentlichen und privaten Belange „ge-
geneinander und untereinander abzuwägen“ sind.
Dabei ist bei der Festlegung von Zielen der raum-
ordnung „abschließend abzuwägen.“30 In Konse-
quenz dieser bereits erfolgten raumordnerischen
abwägung sind dann jedoch nach § 4 abs. 1 nr. 1
satz 1 rOG bei allen „raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen öffentlicher stellen“ die Ziele
der raumordnung schlechthin „zu beachten“.

Die inhaltliche Übereinstimmung beider Institute ist
an dieser stelle augenfällig, auch wenn die Bun-
desfachplanung nicht alle Wirkungen eines raum-
ordnungsziels teilt. Insbesondere gilt deren Bin-
dungswirkung lediglich gegenüber der nachfolgen-
den Planfeststellungsbehörde. rechtlich weiterge-
hend war insoweit noch der arbeitsentwurf des
naBeG,31 nach dessen § 11 abs. 7 auf die ergeb-
nisse der Bundesfachplanung die für die raumord-
nungsziele geltenden Vorschriften und damit insbe-
sondere auch die Bindungswirkung für alle öffentli-
chen Planungsträger nach § 4 rOG anwendung
fanden. letztlich wurde auf diese regelung wohl
verzichtet, um den Widerspruch zur zugleich von 
§ 11 abs. 10 e-naBeG (nunmehr § 15 abs. 3
naBeG) vorgesehenen fehlenden außenwirkung
der Bundesfachplanung und dem sich daraus erg-
ebenen ausschluss der anfechtbarkeit zu beseiti-
gen.32 Denn Ziele der raumordnung können be-
kanntlich etwa nach § 4 abs. 1 nr. 3 rOG sowie
§ 35 abs. 3 satz 2 BauGB unmittelbare rechtswir-
kungen für Private entfalten und insofern anfecht-
bar sein.33

3 Die unterschiedlichen Wirkungsweisen
dieser Vorplanungen

Insgesamt ist festzuhalten, dass die neue Fachpla-
nung des naBeG teils elemente des raumord-
nungsverfahrens, teilweise jedoch auch solche der
linienbestimmung und der standortbezogenen
raumordnungsziele aufweist. Diese anleihe bei
drei unterschiedlichen rechtsinstituten führt jedoch
unweigerlich zu Unsicherheiten im Hinblick auf die
einordnung des Modells. Bekanntlich hat es bei
allen drei erwähnten Instituten eines jahrzehntelan-
gen Klärungsprozesses bedurft, um im Hinblick auf
die rechtsnatur, das anforderungsprofil und die
Bindungswirkungen dieser Verwaltungsentschei-
dungen zu einigermaßen konsolidierten Maßstäben
zu gelangen.

3.1 Gutachterliche Wirkung des
Raumordnungsverfahrens

so bestand im Hinblick auf den rechtscharakter
des raumordnungsverfahrens und die Bindungs-
wirkung der landesplanerischen Beurteilung als er-
gebnis des raumordnungsverfahrens jahrzehnte-
lang Uneinigkeit. Die Meinungen reichten von der
Charakterisierung des raumordnungsverfahrens
als einem lediglich vorklärenden Verfahren ohne
rechtsverbindlichen abschluss, über die annahme
einer verwaltungsinternen Maßnahme oder einer
feststellenden hoheitlichen Willenserklärung mit
einem differenzierten Verbindlichkeitsanspruch bis
hin zur Qualifizierung der landesplanerischen Beur-
teilung als verbindlichem Verwaltungsakt.34

Freilich hatte bereits die Gesetzesbegründung des
ursprünglichen raumordnungsgesetzes betont,
das ergebnis des raumordnungsverfahrens binde
die nachfolgenden Behörden nicht.35 Daher ist der
das raumordnungsverfahren abschließenden lan-
desplanerischen Beurteilung im Wesentlichen der
Charakter eines Gutachtens beizumessen.36 aller-
dings hat die Planfeststellungsbehörde trotz dieser
Vorbegutachtung stets eigenverantwortlich zu prü-
fen, ob das Vorhaben den erfordernissen der
raumordnung und landesplanung entspricht.
Dabei gilt lediglich der Grundsatz, dass der Planer
bei der sachverhaltsermittlung auf erkenntnisse
zurückgreifen und sich diese zu eigen machen
kann, die in einem anderen Verfahren – und daher
auch in einem raumordnungsverfahren – gewon-
nen wurden, soweit diese Informationen für das
Planfeststellungsverfahren gleichermaßen aussa-
gefähig sind. als verwertbare Vorinformation fließt

36

30 näher dazu und zum Zusammenspiel von Zielschärfe und
abwägungsschärfe P. rUnKel, in: sPannOWsKY/
rUnKel/GOPPel, rOG, 2010, § 7 rn. 29 ff.

31 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi),
arbeitsentwurf vom 20.05.2011 für ein netzausbaubeschleu-
nigungsgesetz (naBeG).

32 Darauf hinweisend DUrner (o. Fußn. 17), 859.
33 näher BVerwG, nVwZ 2004, 614 ff., BVerwG, nVwZ 2007,

229 ff.; M. KMenT: rechtsschutz im Hinblick auf raumord-
nungspläne, 2002; ders., Unmittelbarer rechtsschutz Priva-
ter gegen Ziele der raumordnung und Flächennutzungs -
pläne im rahmen des § 35 III BauGB, nVwZ 2003, 1047 ff.

34 Vgl. die Darstellung des streitstandes bei K. GOPPel, in:
sPannOWsKY/rUnKel/GOPPel, rOG, 2010, § 15 rn.
79 ff. m.w.n.

35 Begründung des Gesetzesentwurfs der Bundesregierung,
BT-Drucks. 11/3916, s. 14 f.

36 so auch BVerwG, nVwZ-rr 1996, 67 (67); J. WaGner,
Verfahrensbeschleunigung durch das Verkehrswegepla-
nungsbeschleunigungsgesetz, nVwZ 1992, 232 (233).



die landesplanerische Beurteilung somit in die ei-
genverantwortlichen entscheidungen der Planfest-
stellungsbehörde, an die sie gerichtet ist, ein. sie
kann jedoch bei abwägungs- und ermessensent-
scheidungen dieser Behörde überwunden werden
und muss dies gegebenenfalls auch, wenn die
Planfeststellungsbehörde die aussagen des raum-
ordnungsverfahrens als fehlerhaft erkennt.37

3.2 Interne Bindungswirkung der
Linienbestimmung

Ähnliches wie für das raumordnungsverfahren gilt
im ausgangspunkt für das Institut der linienbestim-
mung, einer verwaltungsinternen vorbereitenden
Grundentscheidung im Verhältnis zwischen den
straßenbaubehörden der länder und dem Bundes-
minister für Verkehr. Der wichtigste Unterschied
zwischen beiden Instituten ist die interne Bindungs-
wirkung der linienbestimmung des Bundes. Diese
wirkt damit wie eine interne Weisung, als die das
gesamte Institut auch vielfach gedeutet wird.38

Wie bei einem raumordnungsverfahren ist die
Planfeststellungsbehörde auch im Hinblick auf die
linienbestimmung „befugt, sich planerische ent-
scheidungen zu eigen zu machen, die unter diesem
Blickwinkel auf vorgelagerten Planungsebenen be-
reits getroffen worden sind“.39 Damit ist die Plan-
feststellungsbehörde zwar im Innenverhältnis an
die linie gebunden, hat aber nach außen selbst „für
deren rechtmäßigkeit einzustehen“.40 Die linien-
bestimmung bindet also nur im ergebnis, nicht aber
in der materiellen abwägung und ist im Übrigen wie
die landesplanerische Beurteilung ein bloßes ange-
bot an die Planfeststellungsbehörde. Übernimmt
diese jedoch die Begründung des Bundes, so über-
trägt sie etwaige abwägungsfehler in die nach
außen verbindliche abschließende Planungsent-
scheidung.41

3.3 Strikte Bindungswirkung der
Raumordnungsziele

Während somit raumordnungsverfahren und lini-
enbestimmung nur mittelbar der gerichtlichen Kon-
trolle unterliegen, soweit sie in den Planfeststel-
lungsbeschlusses inhaltlich eingang finden, ist die
Bindung der Planfeststellungsbehörde an die Ziele
der raumordnung eine ganz andere: § 3 nr. 2 rOG
definiert „Ziele der raumordnung“ als verbindliche
„abschließend abgewogene Festlegungen in
raumordnungsplänen zur entwicklung, Ordnung

und sicherung des raums“. raumordnungsziele
sind damit als „raumplanerische letztentscheidun-
gen“ das ergebnis einer abschließenden, auch un-
tereinander konfliktbereinigten gesamträumlichen
abwägung, also Festsetzungen, die bereits durch
das nadelöhr der abschließenden abwägung aller
berührten raumansprüche gegangen sein müs-
sen.42

Die zentrale Vorschrift über die Bindungswirkungen
der erfordernisse der raumordnung gegenüber an-
deren räumlichen Planungen ist § 4 rOG. nach § 4
abs. 1 s. 1 rOG sind Ziele der raumordnung von
öffentlichen stellen strikt „zu beachten“. Diese
Pflicht schließt eine weitere abwägung aus, sodass
Ziele zwar konkretisiert, nicht aber abwägend über-
wunden werden können.43 Ziele werden ggf. zwar
inzident mit diesen nachgeordneten Planfeststel-
lungen gerichtlich überprüft, aber gerade nicht Be-
standteil dieser Verwaltungsakte, so wie auch der
Bebauungsplan nicht Teil der Baugenehmigung
wird, die er rechtlich determiniert.

4 Die Bindungswirkung der
Bundesfachplanung

nach Wortlaut und struktur bildet die Bundesfach-
planung damit eine Kombination dreier funktional
nicht unähnlicher, aber im rechtssinne durchaus
unterschiedlicher Modelle. Die Folgerung liegt
nahe, dass sich der Gesetzgeber des naBeG in
verschiedensten regelungen bedient hat, ohne
sich der unterschiedlichen rechtsfolgen wirklich
bewusst zu sein. eine genauere analyse des
naBeG zeigt jedoch, dass die rechtsfolgen der
Bundesfachplanung klarer definiert sind, als es die

37

37 näher zu alledem etwa HÖHnBerG (o. Fußn. 5), s. 509 f.
38 so etwa durch M. IBler: Zur Bindungswirkung der Pla-

nungs- und linienführungsbestimmung des Bundesministers
für Verkehr bei der Fernstraßenplanung, DVBl. 1989, 86
(86).

39 BVerwG, nVwZ 1998, 508 (512).
40 BVerwG, nVwZ 1998, 508 (512); vgl. dazu auch J. ZIeKOW,

in: ders (Hrsg.), Praxis des Fachplanungsrecht, 2004, rn.
633.

41 BVerwG, nVwZ 1998, 508 (512).
42 näher statt vieler W. HOPPe: Grundfragen des Planungs-

rechts, 1998, s. 368 ff.
43 rUnKel, in: BIelenBerG/rUnKel/sPannOWsKY,

raumordnungs- und landesplanungsrecht des Bundes und
der länder, 2012,§ 4 rOG, rn. 156; BVerwG, nVwZ 1992,
167 (167).



genannten gesetzgeberischen anleihen zunächst
nahelegen.

nach § 15 abs. 1 satz 1 naBeG ist „die entschei-
dung nach § 12 … für die Planfeststellungsverfah-
ren nach §§ 18 ff. verbindlich.“ ein abweichen von
der entscheidung ist daher in sämtlichen Teilen
schlechthin ausgeschlossen. Die Inhalte der ent-
scheidung nach § 12 naBeG werden zudem in 
§ 12 abs. 2 satz 1 naBeG festgelegt. Die ent-
scheidung der Bundesnetzagentur über die Bun-
desfachplanung „enthält“ demnach

„1. den Verlauf eines raumverträglichen Trassen-
korridors, der Teil des Bundesnetzplans wird,
sowie die an landesgrenzen gelegenen länder-
übergangspunkte; der Trassenkorridor und die
länderübergangspunkte sind in geeigneter
Weise kartografisch auszuweisen;

2. eine Bewertung sowie eine zusammenfassende
erklärung der Umweltauswirkungen gemäß den
§§ 14k und 14l des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung des in den Bundesnetz-
plan aufzunehmenden Trassenkorridors;

3. das ergebnis der Prüfung von alternativen Tras-
senkorridoren.“

Zusätzlich „beizufügen“ – und daher offenbar nicht
entscheidungsbestandteil – ist diesen Inhalten
nach § 12 abs. 2 satz 2 naBeG eine Begründung,
in der die raumverträglichkeit im einzelnen darzu-
stellen ist. Bereits der Wortlaut macht somit hinrei-
chend klar, dass der verfügende Teil der entschei-
dung die gesamten nummern 1-3 erfasst und sich
die Bindungswirkung damit nicht nur auf den „Ver-
lauf eines raumverträglichen Trassenkorridors“ er-
streckt, sondern dass auch die Bewertung der Um-
weltauswirkungen sowie die alternativenprüfung
bereits bindend abgearbeitet sind.

Hinzu kommt die erläuterung der Gesetzesbegrün-
dung, die Bundesfachplanung stelle „die raum-

und Umweltverträglichkeit der Trassenkorridore
verbindlich für das Planfeststellungsverfahren
fest.44 Die damit bezweckte entlastung des Plan-
feststellungsverfahrens45 könnte nicht eintreten,
wenn die Planfeststellungsbehörde zwar an das er-
gebnis der Trassenentscheidung gebunden wäre,
deren rechtmäßigkeit jedoch eigenverantwortlich
umfassend prüfen müsste. eine solche Deutung wi-
derspräche dem bereits in der Konzeptphase er-
klärten Ziel, die durch die Bundesnetzagentur be-
triebene Grobplanung solle für die Trassenkorrido-
re die Umweltbelange vollständig abarbeiten. Diese
abarbeitung soll sich offenbar auf die gesamte er-
mittlung, Bewertung und abwägung der Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens erstrecken.

Vor diesem Hintergrund dürften die im naBeG ent-
haltenen anklänge an das raumordnungsverfah-
ren vor allem die Funktion haben, diesen Verfah-
rensschritt überflüssig zu machen und seine Prü-
fungen in die Bundesfachplanung zu integrieren.
Die anklänge an das linienbestimmungsverfahren
zielen demgegenüber wohl vor allem auf den Vor-
rang der Bundesplanung und dürften die Funktion
haben, die Bundesnetzagentur von der Bindung an
die raumordnungsziele der länder freizustellen.46

Im Übrigen folgt die Bundesfachplanung des
naBeG, was die rechtsnatur und die reichweite
der Bindungswirkung für die Planfeststellung be-
trifft, eher dem Modell des § 4 rOG. Das bedeutet,
dass die Planfeststellungsbehörde an die gesam-
ten Inhalte und abwägungen der Bundesnetzagen-
tur gebunden ist und entgegen anderslautenden
aussagen im schrifttum47 zu den in der Bundes-
fachplanung behandelten Fragen wie bei einem
entsprechenden raumordnungsziel über keinerlei
materielle Kompetenzen oder Korrekturmöglichkei-
ten mehr verfügen kann.

5 Das Prüfprogramm der
Bundesfachplanung

aus der dogmatischen einsicht, dass die Bindungs-
wirkung der Bundesfachplanung gegenüber der
nachfolgenden Zulassungsentscheidung der eines
standortbezogenen Ziels der raumordnung ent-
spricht, lässt sich folgern, dass die Bundesfachpla-
nung denselben anforderungen unterliegt, die die
rechtsprechung für solche Ziele entwickelt hat.48

Werden die Trassenkorridore in dieser Weise ver-
bindlich durch die Bundesfachplanung festgelegt,
erfordert dies bereits auf dieser ebene eine voll-
ständige ermittlung, Bewertung und abwägung
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44 BT-Drucks. 17/6073 s. 27
45 BT-Drucks. 17/6073 s. 27.
46 Vgl. zu diesem Vorrang der linienbestimmung VGH Mün-

chen, nVwZ-rr 2006, 432 (433).
47 so etwa J. WaGner: Bundesfachplanung für Höchstspan-

nungsleitungen – rechtliche und praktische Belange, DVBl.
2011, 1453 (1458); MOenCH/rUTTlOFF (o. Fußn. 16),
1043; kritisch hingegen auch aPPel (o. Fußn. 23), 5.

48 Vgl. besonders BVerwG, nVwZ-Beil. 2006, 1 (4 ff.) (Flugha-
fen schönefeld); ferner BVerwG, nVwZ 2003, 1263 ff.



sämtlicher trassenrelevanter Belange. Die nach § 5
abs. 2 naBeG durchzuführende strategische Um-
weltprüfung erfährt dadurch eine aufwertung und
wird für jene Belange den Umfang einer vollen Um-
weltverträglichkeitsprüfung annehmen müssen.
Umweltbelange hingegen, die den Trassenverlauf
nicht in Frage stellen, können der Planfeststellung
überlassen werden.

so werden etwa die mit der eingriffsregelung des 
§ 14 BnatschG verbundenen rechtsfolgen über-
haupt erst dadurch ausgelöst, dass das Fachrecht
den Weg für die Zulassung des in natur und land-
schaft eingreifenden Vorhabens frei macht.49

Daher ist es unbedenklich, wenn die anwendung
der naturschutzrechtlichen eingriffsregelungen der
fachplanungsrechtlichen Verwirklichung vorbehal-
ten bleibt.50 Dennoch muss im rahmen der vo -
rausgehenden standortfestlegung der grobe Um-
fang der eingriffe im sinne einer vorausschauen-
den Prüfung51 überschlägig erfasst werden.52 Ähn-
lich verhält es sich mit den Grenzwerten der 26.
BImschV – der so genannten elektrosmog-Verord-
nung –,53 deren einhaltung im Zuge der Bundes-
fachplanung durch pauschalisierte abstandsstrei-
fen sichergestellt werden kann. Konkrete Berech-
nungen müssen daher erst in der Planfeststellung
erfolgen.

6 Lücken in der Konzeption des NABEG

auf Grundlage dieser Deutung müssen dem
naBeG-Gesetzgeber allerdings mindestens einige
systemische Fehler vorgehalten werden.

6.1 Fehlen von Präklusionsvorschriften

Zum einen ist nur schwer nachvollziehbar , dass
der Gesetzgeber zwar einerseits die abarbeitung
des gesamten trassenrelevanten Umweltrechts auf
der ebene der Bundesfachplanung konzentrieren
will, zugleich jedoch auf jegliche Präklusionsrege-
lung – abgesehen von § 22 abs. 2 s. 2 naBeG für
stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange –
für das nachfolgende Planfeststellungsverfahren
verzichtet. Verfahrensrechtlich sind entsprechende
einwendungen der betroffenen Öffentlichkeit also
auch im Planfeststellungsverfahren nicht ausge-
schlossen.

Ganz überwiegend sieht das schrifttum in diesem
Verzicht des Gesetzgebers auf eine solche Präklu-
sion einen begrüßenswerten schritt zur akzeptanz-

bildung.54 Vor dem Hintergrund der hier ermittelten
Bindungswirkung der Bundesfachplanung bleiben
indes Zweifel an der sinnhaftigkeit dieser Konzep -
tion: nach der bindenden Festlegung der Trasse
bleibt es zwar Jedermann weiterhin unbenommen,
gegebenenfalls erstmals im Planfeststellungsver-
fahren die Umweltverträglichkeit der Trasse in
Frage zu stellen. In diesem stadium aber verfügt
die nunmehr handelnde Planfeststellungsbehörde
über keinerlei Kompetenzen mehr, entsprechende
einwände zu berücksichtigen. Dieses auseinander-
klaffen von Verfahrensrecht und materiellem ent-
scheidungsprogramm wird unweigerlich den erörte-
rungstermin teilentwerten, da dort nunmehr Fragen
diskutiert werden sollen, die längst rechtlich bin-
dend vorentschieden sind.55 Genau solche Vorfest-
legungen gelten jedoch allgemein als das Haupt -
defizit der bestehenden Bürgerbeteiligungsver -
fahren.56 erst nach dem einwendungsverfahren
dieser ebene greift dann die einzige Präklusions-
vorschrift des Verfahrens – nämlich jene nach § 73
abs. 4 satz 3 VwVfG –, die aufgrund des in diesem
stadium stark reduzierten entscheidungspro-
gramms auf ebene der Planfeststellung völlig ins
leere geht.

6.2 Fehlen von Vorschriften zur
Planerhaltung

eine weitere lücke im Modell des naBeG bildet
das Fehlen jeglicher regelungen zur Planerhal-
tung.

angesichts der explizit angeordneten Bindungswir-
kung der Bundesfachplanung ist dabei von der Prä-
misse auszugehen, dass die Planfeststellungsbe-
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49 BVerwGe 104, 144 (147).
50 Vgl. dazu BVerwG, nVwZ 2003, 1263 (1269).
51 FranZIUs (o. Fußn. 29), 226.
52 Vgl. dazu BVerwGe 125, 116 (167).
53 näher dazu die erläuterungen durch K. HansMann, in:

lanDMann/rOHMer, Umweltrecht (1997), 26. BImschV,
sowie sCHIller (o. Fußn. 8), 248; zur Validität der Verord-
nung zuletzt BVerwG, ZUr 2010, 533 (535).

54 so etwa GÄrDITZ (o. Fußn. 19), 266; e. HOFMann: Die
Modernisierung des Planungsrechts: das energierecht als
neues Paradigma der Öffentlichkeitsbeteiligung in einer Pla-
nungskaskade? JZ 2012, 701, 707.

55 ebenso FranZIUs (o. Fußn. 29), 226 im Hinblick auf raum-
ordnerische standortortauswahl.

56 Vgl. H. GeIßler, schlichtung stuttgart 21 PlUs vom
30.11.2010, s. 6.



hörde an die ermittlungen der Bundesnetzagentur
voll gebunden sein soll und insoweit über keinerlei
eigene Kompetenzen oder Korrekturmöglichkeiten
verfügen kann. Vor diesem Hintergrund muss eine
Planfeststellungsbehörde, die Fehler der Bundes-
fachplanung erkennt, entweder den antrag des Vor-
habenträgers ablehnen oder das Planfeststellungs-
verfahren aussetzen und eine Änderung der Bun-
desfachplanung durch die Bundesnetzagentur ver-
anlassen.

Dieser wird man allerdings als ausdruck des allge-
meinen fachplanerischen Grundsatzes der Plan -
erhaltung57 bzw. ggf. nach einer derzeit erwogenen
ergänzung des naBeG das recht zugestehen,
Mängel der Bundesfachplanung durch Planände-
rung, Planergänzung oder ergänzendes Verfahren
zu beheben,58 konsequenterweise gegebenenfalls
unter Wiederholung der auf dieser ebene vorgese-
henen Öffentlichkeitsbeteiligung. Wie effektiv ein
solches zweistufiges nachbessern funktioniert,
bleibt abzuwarten. Die verbreitete Heilung der Plan-
feststellung im laufenden Verwaltungsprozess59

dürfte demgegenüber im Modell des naBeG je-
denfalls auf schwierigkeiten stoßen.

V. Modellfunktion für das
Fachplanungsrecht?

1 Reformziele des NABEG

Das naBeG ist ein grundlegender Versuch, Über-
schneidungen des raumordnungs- und des Plan-
feststellungsverfahrens entgegenwirken.60 Hier
kommt es in der Praxis bekanntlich zu erheblichen
problematischen Doppelprüfungen. Im naBeG
werden beide Prüfprogramme demgegenüber ver-
fahrensrechtlich trennscharf abgeschichtet. Die
Bundesfachplanung sichert zudem den bestimmen-
den einfluss des Bundes auf die Trassenwahl, den
das Grundgesetz gerade auch im straßen- und
schienenbereich voraussetzt.61 In diesem Zusam-
menhang ist unverkennbar, dass die länder ihre
raumordnerischen Kompetenzen vielfach auch als
Instrumente zur Formulierung infrastrukturpoliti-
scher Forderungen zweckentfremdet haben, selbst
dort, wo das entsprechende Bundesinteresse von
dem des landes divergiert.62

Beide anliegen erscheinen im ausgangspunkt
rechtspolitisch berechtigt. Dem Ziel, Doppelprüfun-
gen des raumordnungs- und des Planfeststel-
lungsverfahrens entgegenwirken, könnte man je-

doch auch rechnung tragen, indem das raumord-
nungsverfahren wieder stärker auf eine schlichte
raumverträglichkeitsprüfung zurückgeführt würde.
Im Hinblick auf den Bundeseinfluss wäre zu erwä-
gen, ob nicht die Verträglichkeitsprüfung für länder-
übergreifende Vorhaben der sache nach die raum-
ordnung für den Gesamtstaat betrifft und daher
eine originäre raumordnerische Vollzugsaufgabe
des Bundes darstellt. Insoweit erschiene eine
Hochstufung der raumordnerischen Verträglich-
keitsprüfung für sämtliche länderübergreifenden
Bundesvorhaben diskussionswürdig.

2 Zusammenspiel von Korridor- und
Detailplanung

Was das naBeG jedoch nicht hinreichend berück-
sichtigt, ist demgegenüber die Fehleranfälligkeit
von Trassenentscheidungen und Umweltprüfun-
gen. Fehler in der Grobtrassierung sind ein be-
kanntes und echtes Horrorszenario jeder linienför-
migen Planung und haben bei straßen wie bei
stromleitungen schon oft zur gerichtlichen Bean-
standung geführt.63 Der Hauptgrund dafür ist, dass
fortschreitende erkenntnisse, etwa die ergebnisse
kleinräumiger ermittlungen immer wieder auf die
großräumige standortwahl zurückwirken.64 Im gel-
tenden recht wird dem dadurch rechnung getra-
gen, dass die raumordnerische Grobtrassierung im
rahmen einer nachfolgenden abwägung korrigiert
werden kann, wenn sie durch spätere erkenntnisse
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57 Vgl. nur G. GaenTZsCH: Bemerkungen zur Planerhaltung
im Fachplanungsrecht, DVBl. 2000, 741 ff.; zu den dogmati-
schen Grundlagen des Insituts auch W. DUrner: Die be-
hördliche nachbesserung fehlerhafter Planfeststellungsbe-
schlüsse, in: ZIeKOW (Hrsg.), aktuelle Fragen des luftver-
kehrs-, Fachplanungs- und naturschutzrechts, 2007, 249 ff.

58 Umfassend zu den erwähnten Instituten P. HenKe: Planer-
haltung durch Planergänzung und ergänzendes Verfahren,
1997.

59 Wichtig ist dabei namentlich die Fallgruppe der nachträgli-
chen erteilung von Befreiungen nach § 62 BnatschG a.F.,
vgl. dazu BVerwG, nVwZ 2006, 1407 ff.; nVwZ 2007, 1054
(1073 f.); nVwZ 2007, 708 (709).

60 Vgl. bereits oben in und bei Fn. 20.
61 Vgl. nur BarTlsPerGer (o. Fußn. 18), s. 33.
62 näher W. DUrner: neuausrichtung der raumordnung in

Bund und ländern , in: erBGUTH (Hrsg.), neues städte-
bau- und raumordnungsrecht, 2007, s. 29 (40) m.w.n.

63 VGH München, nVwZ 1996, 406 ff.; lediglich geprüft werden
entsprechende Verstöße in BVerwG, nVwZ 1996, 394 ff.;
VGH Mannheim, nVwZ 1997, 90 ff.

64 näher DUrner (o. Fußn. 17), 372 f.



in Frage gestellt wird.65 Im Modell des naBeG hin-
gegen ist die einmal festgelegte Grobtrasse samt
den dazugehörigen ermittlungen für alle nachfol-
genden Verfahren strikt verbindlich. Der Gesetzge-
ber verzichtet offenbar bewusst auf ein reparatur-
instrumentarium, weil er hofft, die entsprechenden
Fragenkomplexe im Gegenzug aus dem Planfest-
stellungsverfahren und der dortigen Öffentlichkeits-
beteiligung heraushalten zu können. Dies könnte
sich gegenüber einer Planung, die sich erst ganz
am ende als Ganzes der verwaltungsgerichtlichen
Kontrolle stellen muss, als problematische Hoff-
nung erweisen.

Wie ist also zu verfahren, wenn im Zuge der Plan-
feststellung wie im Dezember 2011 beim Trianel-
Kraftwerk in lünen verspätet festgestellt wird, dass
außer den kartierten Bäumen auch die tiefergele-
gene Krautschicht FFH-geschützt ist und dies bei
der Korridorwahl bislang übersehen wurde?66 Hier
verbleiben konzeptionelle Zweifel gegenüber dem
ansatz, die Trassenentscheidung bindend in einem
vorgelagerten Verfahrensstadium zu treffen, den
rechtsschutz hingegen erst ganz am ende zu er-
öffnen.67 es wäre plausibler, dem Planer für Fehler,
mit denen er bis zum schluss konfrontiert werden
kann, auch bis zum schluss Korrekturmöglichkei-
ten zu belassen. Das haben freilich die Verfasser
des naBeG bewusst anders gesehen.68

3 Gelingensbedingungen des NABEG

Der erfolg des naBeG wird somit davon abhängen,
ob es möglich ist, den Korridor bis zur Gerichts -
festigkeit der Planfeststellung unverändert als Pla-
nungsgrundlage zu behandeln. Das könnte im Fall
des netzausbaus auch tatsächlich gelingen, weil
der Zeitplan der energiewende hochambitioniert ist,
eine gewaltige Personaldecke geschaffen wurde

und angesichts scheinbar unbegrenzter Mittel die
Planfeststellungen sich nahtlos an die Bundesfach-
planung anschließen dürften. Wenn man all dies
mit dem sonstigen Infrastrukturbereich vergleicht –
etwa der mühseligen Zulassung der ICe-strecke
am Oberrhein – so erscheint ein entsprechendes
Vorgehen dort jedoch unrealistisch. Für die allge-
meine Infrastruktur sollte ein weiser Gesetzgeber
daher bei dem Grundsatz bleiben, dass Fehler, die
bis zum schluss auf die rechtmäßigkeit eines Ver-
waltungsakts durchschlagen können, auch bis zum
schluss korrigierbar sein sollten.
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65 näher K. GOPPel, in: sPannOWsKY/rUnKel/GOPPel,
rOG, 2010, § 15 rn. 80 ff.

66 so die Konstellation in OVG Münster, nur 2012, 342 ff., mit
anmerkung W. DUrner/M. PaUs, s. 325 ff.

67 näher dazu DUrner (o. Fußn. 17), 859 ff.; zustimmend
GÄrDITZ (o. Fußn. 19), 267.

68 namentlich ist dem Hinweis in der Gesetzbegründung, „Bei
bestehenden Konfliktlagen kann der Trassenkorridor verän-
dert werden“, BT-Drucks. 17/6073, s. 19 und 23, nicht zu
entnehmen, dass solche Korrekturen durch die Planfeststel-
lungsbehörde erfolgen können, so aber GrIGOleIT/
WeIsensee (o. Fußn. 27), 405. Vielmehr knüpfen die Ver-
ortung in der Gesetzesbegründung sowie der Begriff des
Veränderns an die ebene der Bundesfachplanung an.



58. Forschungsseminar 
des Arbeitskreises „Straßenrecht”

am 17./18. September 2012 
im Universitätsclub Bonn

Leitung: Univ.-Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner LL. M.

Programm 

Montag, 17. September 2012

14.15 Uhr Begrüßung

14.30 Uhr Prof. Dr. Gerrit Manssen, 
Universität regensburg:
Das straßenrechtliche nutzungs-
regime im Umbruch

15.00 Uhr Diskussion

15.30 Uhr Kaffeepause

16.00 Uhr Privatdozent Dr. Thorsten siegel,
speyer: 
Grundrechtsgebrauch auf öffentlichen
straßen

16.45 Uhr Diskussion

17.15 Uhr rechtsanwältin Dr. Bettina enderle, 
allen & Overy llP, Frankfurt/Main:
Planungsrechtsfragen der 
Fehmarnbelt-Querung

17.45 Uhr Diskussion

19.00 Uhr Gemeinsames abendessen

Dienstag, 18. September 2012

9.00 Uhr Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner
Bonn: 
Das netzausbaubeschleunigungs-
gesetz 2011 – Modellfunktion für
das Fachplanungsrecht?

9.45 Uhr Diskussion

10.30 Uhr Kaffeepause

11.00 Uhr „aktuelle stunde“

12.00 Uhr Mitgliederversammlung 
(58. sitzung) des arbeitskreises
„straßenrecht“

13.00 Uhr Gelegenheit zum Mittagsimbiss im
Bistro „luigi Pirandello” 
(Universitätsclub)
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